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A. Bericht des Abgeordneten Kunze (Bethel) : 


Dem Ausschuß für den Lastenausgleich sind vom 
Deutschen Bundestag eine Reihe von Anträgen 
der Fraktionen überwiesen worden, die sich mit 
der Änderung des Lastenausgleichsgesetzes und 
der weiteren Gesetze im Bereich des Lastenaus- 
gleichs befassen. Es handelt sich im einzelnen um 
die Anträge Drucksachen 97 (GB/BHE), 104 
(DP), 133 (CDU/CSU), 134 (CDU/CSU), 339 (SPD), 
344 (GB/BHE), 345 (GB/BHE), 413 (GB/BHE), 414 
(GB/BHE), 445 (GB/BHE), 571 (CDU/CSU), 588 
(Abg. Kuntscher und Genossen), 795 (CDU/CSU). 

A. Allgemeines 

Der Ausschuß hat es, schon im Interesse der 
Übersichtlichkeit, für erforderlich gehalten, diese 
Anträge in eine einheitliche Vorlage einzuar- 
beiten. Er mußte dabei auch eine große Zahl von 
Änderungen vorsehen, die sich in Auswirkung der 
Beratungen über die Initiativanträge als notwen- 
dig oder zweckmäßigerwiesen. Insbesondere mußte 
berücksichtigt werden, daß Änderungen des 
Lastenausgleichsgesetzes in vielen Fällen auch eine 


Anpassung des Feststellungsgesetzes und des 
Währungsausgleichsgesetzes bedingen. In einzel- 
nen germgfügigeren Punkten erwies sich auch eine 
Änderung des Altsparergesetzes als geboten. Die 
Änderungen haben nur zum Teil materielle Be- 
deutung, zum Teil dienen sie lediglich der redak- 
tionellen Angleichung oder der Beseitigung im Ge- 
setz enthaltener Unklarheiten. 

Der Ausschuß hat seine Beschlüsse zum ganz 
überwiegenden Teil einstimmig gefaßt. In 
einigen Fällen sind Anträge von größerem Ge- 
wicht im Ausschuß zurückgezogen oder mit Mehr- 
heit abgelehnt worden. Einhellig hat der Ausschuß 
die Auffassung zum Ausdruck gebracht, daß den 
seit langem überlasteten Ausgleichs- und Feststel- 
lungsbehörden nunmehr eine längere Zeit unge- 
störter Arbeit ohne neuerliche Gesetzesänderungen 
gewährt werden muß, da jede Gesetzänderung not- 
wendig zu einer Erschwerung und Verzögerung 
der praktischen Arbeit führt. Eine neuerliche Über- 
prüfung der gesetzlichen Regelung wird ohnedies 
im Zusammenhang mit dem „Lastenausgleichs- 
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schlußges'etz“ erfolgen müsisen, das nach § 246 
Abs. 3 LAG bis 31. März 1957 zu erlassen ist. 

Mit den Vorschriften des Abgaben-Teils des 
Lastenausgleichsgesetzes befaßt sich die hiermit 
vorgelegte Novelle nicht Es ist anzunehmen, daß 
diese Fragen in einigen Monaten Gegenstand der 
Erörterung des Ausschusses sein werden. Des- 
wegen ist auch die Beratung des Antrags Druck- 
sache 104, der sich mit § 116 LAG befaßt, zu- 
rückgestellt worden. Der Ausschuß hat es aller- 
dings für notwendig gehalten, in einem Fall die- 
sen Grundsatz zu durchbrechen, weil insoweit 
eine besondere Dringlichkeit anerkannt werden 
mußte. Es handelt sich um die in I Nr. 7 und Nr. 8 
zu §§ 146, 147 LAG voirgesehenen Erleichterungen 
hinsichtlich der Hypothekengewinnabgabe für 
Berlin. 

Die Beschlüsse des Ausschusses führen zu einer 
erheblichen Erhöhung der Verpflichtungen des 
Ausgleichsfonds, insbesondere im Bereich der 
Kriegsschadenrente. Der Ausschuß hat nicht ver- 
kannt, daß hierdurch die Gefahr besteht, daß die 
Leistungsmöglichkeiten des Ausgleichsfonds im Be- 
reich der „beweglichen“ Ausgleichsleistungen, also 
der Eingliederungsdarlehen und der Hausrathilfe 
neuerdings eingeschränkt werden. Unter diesen 
Umständen muß, wenn nicht sehr erhebliche Ver- 
schiebungen innerhalb der Ausgleichsleistungen 
• — • vorwiegend zugunsten der Kriegsschadenrente 
und zu Lasten der Aufbaudarlehen und der Haus- 
rathilfe — eintreten sollen, der vorgeschlagenen 
Änderung des § 6 LAG, die eine Erhöhung der 
Einnahmen des Ausgleichsfonds herbeiführen soll, 
besondere Bedeutung zukommen. 

B. Im einzelnen 

Zu I. Änderung des Lastenausgleichsgesctzes 

1. § 6 LAG regelt die Zuschüsse der öffentlichen 
Haushalte an den Ausgleichsfonds zur Durchfüh- 
rung des Lastenausgieichs, einerseits durch Über- 
lassung der Erträge der Vermögensteuer, anderer- 
seits durch Zuschüsse zur Unterhaltshilfe. Im Rah- 
men der Beschlüsse des Bundestages über das 
Finanzanpassungsgesetz war eine Änderung des § 6 
derart vorgesehen worden, daß die zunächst bis 
31. Dezember 1957 geregelte Abführung der Er- 
träge der Vermögensteuer über diesen Zeitpunkt 
hinaus auf die Dauer des Lastenausgleichs verlän- 
gert werden, andererseits (die bisherige Kürzung 
um den entstehenden Verwaltungsaufwand (4 v.H.) 
als mit den Grundsätzen des Finanzausgleichs 
nicht mehr vereinbar in Wegfall kommen 
sollte. In der Zwischenzeit ist das Finanzainpais- 
sungsgesetz Gegenstand der Erörterungen im 
Vermittlungsausschuß geworden. Dabei ist be- 
schlossen worden, von einer Änderung des § 6 im 
Rahmen des Finanzanpassungsgesetzes abzusehen 
und diese Frage der Erörterung aus Anlaß der Be- 
ratung der Novelle zur Lastenausgleichsgesetzge- 
bung zu überlassen. Die nunmehr vom Ausschuß 
beschlossene Fassung des § 6 LAG faßt daher An- 


träge im Rahmen der dem Ausschuß überwiesenen 
Initativanträge und Gesichtspunkte des vom Bun- 
destag beschlossenen Finanzanpassungsgesetzes zu- 
sammen. Im einzelnen ergeben sich gegenüber dem 
derzeitigen Rechtszustand folgende Änderungen: 

a) Nach § 6 Abs. 1 LAG werden Zuschüsse in Höhe 
'des Aufkommens an Vermögensteuer zunächst 
bis 31. Dezember 1957 geleistet. Der Ausschuß 
war der Auffassung, daß im Interesse der lang- 
fristigen Planungsmöglichkeit für den Lasten- 
ausgleichsfonds 'insbesondere im Hinblick auf 
die Hauptentschädigung, nunmehr eine Rege- 
lung über diesen Zeitpunkt hinaus getroffen 
werden muß. Die zunächst vorläufig getroffene 
Regelung soll für die Dauer des Lastenaus- 
gleichs verlängert werden. Allerdings läßt 
die Fassung erkennen, daß der Gesetzgeber sich 
vorbehält, schon vorher eine abweichende Re- 
gelung zu treffen, wenn die Verhältnisse des 
Ausgleichsfonds dies gestatten sollten. 

b) Die Kürzung der Zusdiüsse in Höhe des Auf- 
kommens der Vermögensteuer um 4 v. H. Ver- 
waltungskosten kommt als mit den Grundsät- 
zen des Finanzausgleiehs zwischen Bund und 
Ländern nicht mehr vereinbar ln Wegfall. 

c) Der „Plafond“ des bisherigen § 6 Abs, 2 LAG 
wirkt sich dahin aus, daß im Hinblick auf die 
derzeitige Höhe des Aufkommens an Lasten- 
ausgleichsabgaben ein erheblicher Teil der Er- 
träge an Vermögensteuer dem Ausgleichsfonds 
nicht zur Verfügung steht. Im Hinblick auf die 
erheblich gestiegenen Aufwendungen des Aus- 
gleichsfonds hielt es der Ausschuß — entspre- 
chend den Anträgen Drucksache 344 (GB/BHE) 
und 571 (CDU/CSU) — ■ für geboten, durch Strei- 
chung des Abs. 2 des § 6 diese Begrenzung in 
Wegfall kommen zu lassen. 

d) Die Erhöhung der Unterhaltshilfe veranlaßt ein 
Ansteigen der jährlichen Aufwendungen des 
Ausgleichsfonds um etwa 240 Mio DM. Diese 
Erhöhung ist bedingt durch die Notwendigkeit 
der Anpassung an Leistungserhöhungen in Be- 
reichen außerhalb des Lastenausgleichs, insbe- 
sondere im Bereich der Fürsorge und der Sozial- 
versicherung. Nach der Entstehungsgeschichte 
des § 6 LAG ist es angebracht, daß die öffent- 
lichen Haushalte sich an den hierdurch veranlaß- 
ten Erhöhungen der Verbindlichkeiten des Aus- 
gleichsfonds angemessen beteiligen, zumal 
durch die Erhöhung der Sätze der Unterhalts- 
hilfe bei den öffentlichen Haushalten gewisse 
Ersparnisse an Fürsorgeaufwendungen eintre- 
ten. Der Ausschuß hielt unter Berücksichtigung 
aller Umstände — entsprechend dem Antrag 
Drucksache 571 (CDU/CSU) — eine Erhöhung 
des bisher vorgesehenen Betrags von 410 Mio DM 
auf 480 Mio DM für angemessen. 

2. Redaktionelle Anpassung des Gesetzeskata- 
logs des § 8 an den derzeitigen Stand der Gesetz- 
gebung. 
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3. Die Ergänzung des Vertriebenenbegriffs er- 
möglicht die Berücksichtigung deutscher Staatsan- 
gehöriger oder Volkszugehöriger, die aus Anlaß der 
Änderung der S-taatsführunig in China nach Been- 
digung des zweiten Weltkrieges dieses Land ver- 
lassen mußten. 

4. Die Vorschriften dienen der Anpassung des Be- 
griffs des Vertreibungsschadens an die Regelung 
des LAG und der Beseitigung von Härten in den- 
jenigen Fällen, in denen eine juristische Person, an 
der Vertriebene beteiligt waren, zwar' formell den 
Sitz außerhalb der späteren Vertreibungsgebiete, 
insbesondere in Berlin, hatte, wirtschaftlich aber 
eindeutig als im Vertreibungsgebiet belegen zu be- 
trachten ist. 

5. Redaktionelle Anpassung des Begriffs des Ost- 
schadens an die Änderung des Begriffs des Vertrei- 
bungsschadens bei § 12. 

6. Auf die Anmerkung Nr. 10 (zu § 229 LAG) 
wird verwiesen. 

7. Auf ider Abgabenseite des Lastenausgleichs 
Rat der Gesetzgeber seinerzeit eine ibesondere Be- 
rücksichtigung der Lage Berlins für notwendig er- 
achtet. Er hat deshalb, vornehmlich im Hinblick 
auf die durch Doppelwährung und Absperrung 
vom Bundesgebiet verursachte Beeinträditigung 
der wirtschaftlichen Entwicklung und die demzu- 
folge geminderte Ertragsfähigkeit des Berliner Ver- 
mögens eine Herabsetzung der laufenden Leistun- 
gen an Vermögensabgabe auf ein Drittel für die 
Dauer von 5 Jahren beschlossen. Bei den Wäh- 
rungsgewinnabgaben wurden Sonderbestimmungen 
für Berlin nicht für angebracht gehalten. Die Ent- 
wicklung der letzten Jahre hat gezeigt, daß die Er- 
leichterung bei der Vermögensabgabe dem Berliner 
Grundbesitz, der infolge überdurchschnittlicher 
hypothekarischer Belastung auch überdurchschnitt- 
lich stark zur Hypothekengewinnabgabe herange- 
zogen wird, nicht ausreichend helfen kann. Der 
Ausschuß hält infolgedessen auch bei dieser Ab- 
gabe eine Erleichterung für notwendig. Mit Rück- 
sicht vor allem auf den bereits am Währungsstich- 
taig eingetretenen und sich zweifellos noch auf 
lange Zeit auswirkenden Rückgang der Verkehrs- 
werte schlägt der Ausschuß vor, die Abgabeschul- 
den der Hypothekengewinnabgabe auf Berliner 
Grundbesitz generell um ein Drittel herabzusetzen. 
Dadurch ermäßigen sich auch die laufenden Lei- 
stungen für die gesamte Laufzeit entsprechend. 
Eine solche generelle Herabsetzung trägt auch dem 
Erfordernis Rechnung, eine verwaltungsmäßig 
möglichst einfache Regelung zu schaffen. Durch das 
Über anfängliche Vorschläge hinausgehende Aus- 
maß der Herabsetzung dürfte die allgemein an- 
erkannte Sonderlage Berlins ausreichend berück- 
sichtigt werden. 

8. Redaktionelle Anpassung an Nr. 7. 

9. Die Änderung des § 228 Abs. 2 erweitert den 
Begriff des zu berücksichtigenden Kriegssach- 
schadens. Sie ermöglicht die Berücksichtigung der- 


jenigen Härtefälle, in denen Hausrat über die Gren- 
zen des derzeitigen Bundesgebiets oder von Berlin 
(West) hinaus verlagert oder von Evakuierten mit- 
genommen wurde und dann durch die Kriegsereig- 
nisse verlorengegangen ist. Es erschien systematisch 
vertretbar, solchen Hausrat, dem im Bundesgebiet 
von Kriegssachschäden betroffenen Hausrat gleich- 
zustellen. 

10. Nach § 229 Abs. 1 LAG können nur die 
näheren Angehörigen als Erben aus Erbfällen vor 
dem 1. April 1952 berücksichtigt werden. Der Kata- 
log dieser Angehörigen enthält nicht die Schwie- 
gertöchter und Schwiegersöhne. Die Erfahrungen 
haben aber gezeigt, daß im Hinblick auf die Kriegs- 
ereignisse gerade der Fall der Erbeinsetzung der 
Schwiegertochter nicht selten ist. Die Vorschrift 
schließt daher eine Lücke. Sie war sinngemäß auch 
bei der Erimäßlgung der Vermögensabgabe (vgl. 
Nr. 6) erforderliÄ. 

11. Die Vorschrift ändert den Stichtag für Ver- 
treibungsschäden und Ostschäden (bisher 31. Dezem- 
ber 1950). Sie beseitigt Härten und bewirkt die An- 
gleichung an den Stichtag des Bundesvertriebenen- 
gesetzes. Durch die Verlegung des Stichtags wird 
die bisherige Nr. 1 des Absatzes 2 gegenstandslos; 
sie konnte gestrichen werden. Die Änderung des 
Absatzes 4 bezweckt die Berücksichtigung derjeni- 
gen Fälle, in denen der Geschädigte durch Tod in 
Kriegsgefangenschaft oder vergleichbare Umstände 
gegen seinen Willen nicht in der Lage war, bis zum 
Stichtag in das Bundesgebiet oder nach Berlin 
(West) zu kommen, obwohl sich seine erbberechtig- 
ten Angehörigen hier befanden. 

12. Die Vorschrift dient der redaktionellen Er- 
gänzung und Klarstellung. 

13. Die Vorschrift unter a bezweckt die Beseiti- 
gung von Zweifeln, die sich wegen des Begriffs der 
Internierung in der Praxis ergeben haben. Die Vor- 
schrift unter b dient der Anpassung an den neu 
eingeführten § 230 Abs. 4 LAG. 

14. Die Vorschrift stellt sicher, daß in denjenigen 
Fällen, in denen erst durch das Änderungsgesetz 
den Geschädigten die Möglichkeit gegeben wird, 
Feststellungsanträge einzureichen, eine angemes- 
sene Nachfrist für die Aitragstellung zur Ver- 
fügung steht. 

15. Zur Beseitigung von Härten und auch im Hin- 
blick auf sonst unvermeidbare verwaltungsmäßige 
Schwierigkeiten wird die Vorschrift gestrichen, daß 
bei der Berechnung von Sparerschäden auch die 
Entschädigung nach dem Altsparergesetz als 
schadensmindernd abzusetzen ist. 

16. Die Änderung zu a dient redaktionell der 
Klarstellung, die Änderung zu b soll den Fall aus- 
schließen, daß der Fiskus als gesetzlicher Erbe Aus- 
gleichsleistungen aus dem Ausgleichsfonds bezieht. 

17. Die Änderung zu a beseitigt eine offenbare 
Unrichtigkeit des Gesetzes. Die Änderung zu b er- 
gibt sich aus der Neueinfügung des § 249 a (vgl. 

Nr. 20). 
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18. Die Änderung zu a dient redaktionell der 
Klarstellung. Die Änderung zu b stellt das Ergeb- 
nis der Ausschußberatungen über die Anträge dar, 
den Grundbetrag der Hauptenschädigung mit einem 
Hundertsatz des Schadensbetrags anzusetzen. Der 
Ausschuß ist nahezu einstimmig zu dem Ergebnis 
gekommen, daß eine Berechnung der Hauptent- 
schädigung entsprechend den zunächst eingereich- 
ten Vorschlägen verwaltungsmäßig auf übermäßige 
Schwierigkeiten gestoßen wäre und auch im Hin- 
blick auf die ohnedies bei der Feststellung insbe- 
sondere der Vertreibungsschäden in Kauf zu neh- 
menden Ungenauigkeiten eine nur scheinbare, nicht 
aber eine tatsächliche Verbesserung des Gesetzes 
bedeutet hätte. Der Ausschuß hat es aber für rich- 
tig gehalten, die Schadensgruppenregelung im Be- 
reich der bisherigen Schadensgruppen 1 bis 11 
durch eine Verdoppelung der Zahl dieser Schadens- 
gruppen zu verfeinern. Im Zuge der Neuberech- 
nung der Grundbeträge hat sich auch insgesamt 
eine nicht ganz unerhebliche Erhöhung der Grund- 
beträge in diesem Bereich ergeben. 

19. Die Änderung zu a dient redaktionell der 
Klarstellung. Die Änderung zu b dient der Anpas- 
sung an die für die Geschädigten günstigere Rege- 
lung des § 296 Abs. 1 LAG. Die Änderung zu c 
dient der Beseitigung von Auslegungsschwierig- 
keiten, die sich in der Praxis ergeben hatten. 

20. Die Regelung bezweckt die Angleichung der 
Leistungen an die Vertriebenen und Ostgeschädig- 
ten an die Regelung des Altsparergesetzes und des 
Währungsausgleichsgesetzes, soweit dies im Rah- 
men des Lastenausgleichs möglich war. Der Alt- 
sparerzuschlag in Höhe von 10 v. H. bzw. 13,5 v. H. 
der verlorenen Reichmarksparanlagen wird nicht 
mehr, wie dies bisher vorgesehen war, bei der Be- 
rechnung des Schadens berücksichtigt, sondern un- 
mittelbar als Zuschlag zum Grundbetrag der Ent- 
schädigung gewährt. Daher waren in § 245 Nr. 3 die 
Sätze 2 und 3 zu streichen (vgl. Nr. 17), dafür war 
§ 249 a neu einzufügen. Eine Begrenzung des Alt- 
sparerzuschlags tritt nach Abs. 3 nur in den ganz 
seltenen Ausnahmefällen ein, in denen sonst der 
Grundbetrag der Hauptentschädigung einschließ- 
lich des Zuschlags höher würde als der Grundbe- 
trag, der sich bei Verlust sonstigen Vermögens der- 
selben Wertgröße ergeben würde. 

21. Die Vorschrift dient der Verfahrensverein- 
fachung. 

22. Die Vorschrift dient der redaktionellen Klar- 
stellung. 

23. Die Vorschrift zu a soll zugunsten der Ge- 
schädigten einen eindeutigen Endtermin für die 
Erfüllung des Anspruchs auf Hauptentschädigung 
festlegen und gleichzeitig den Wert dieses An- 
spruchs als Kreditunterlage verbessern. Als „Erfül- 
lung“ des Anspruchs ist seine Befriedigung durch 
Zahlung oder Anrechnung zu verstehen. Die Ände- 
rung zu b dient der redaktionellen Klarstellung. 


24. Es hat sich als besondere Härte erwiesen, daß 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau nur an Ge- 
schädigte gegeben werden konnten, die in einem 
Arbeitsverhältnis standen, nicht aber an alte und 
erwerbsunfähige Geschädigte. Das Gesetz wird da- 
her insoweit erweitert. Die Fassung läßt aber er- 
kennen, daß auch in Zukunft die Beschaffung einer 
Wohnung am Ort eines gesicherten Arbeitsplatzes 
als vordringlich anerkannt wird. Aus Anlaß dieser 
Änderung ist die bisher unbefriedigende Fassung 
auch redaktionell verbessert worden. 

25. § 258, der die Anrechnung von Aufbaudar- 
lehen auf die Hauptentschädigung regelt, war zur 
Anpassung dieser Vorschrift an die geänderten Vor- 
schriften über die Anrechnung der Kriegsschaden- 
rente (Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente) 
auf die Hauptentschädigung zu ergänzen. Die Um- 
wandlungsmöglichkeiten werden zugunsten des 
Geschädigten erweitert. 

26. Die redaktionelle Änderung ist durch die 
Einfügung des neuen § 350 a LAG erforderlich ge- 
worden. 

27. Die Änderung des § 265 LAG zu a war er- 
forderlich, weil hinsichtlich der materiellen 
Voraussetzungen (Zeitpunkt der Erwerbsunfähig- 
keit) bisher je nach dem Zeitpunkt der Antragstel- 
lung unbegründete Unterschiede bestanden, die 
nunmehr in einer für die Geschädigten günstigen 
Form beseitigt worden sind. Ferner ist die Mög- 
lichkeit, Antrag auf Gewährung von Unterhalts- 
hilfe bei Erwerbsunfähigkeit zu stellen, durch Ein- 
fügung eines Endzeitpunktes begrenzt worden. 
Dies war notwendig, weil der Ausgleichsfonds in- 
soweit mit klaren Tatbeständen rechnen muß. Um 
Härten zu vermeiden, ist den Geschädigten aus- 
nahmslos nochmals die Möglichkeit eröffnet wor- 
den, Anträge bis 31. Dezember 1955 nachzuholen. 

Zur Einholung eines Obergutachtens (b), sind Er- 
gänzungen in die Kostenregelungen eingefügt wor- 
den, um, unter Ausnutzung der bisherigen Erfah- 
rungen bei der Durchführung des Bundesversor- 
gungsgeselzes, bestehende Streitfragen zu klären. 

28. Die Änderung des § 266 LAG zu a stellt klar, 
daß bei der Berechnung des Grundbetrags für die 
Kriegsschadenrente der Altsparerzuschlag nach 
dem Währungsausgleichsgesetz nicht zur Verringe- 
rung des Schadens führt. Dies war zur Gleichstel- 
lung mit den nichtvertriebenen einheimischen 
Sparern erforderlich, deren Altsparerentschädigung 
auf Grund der Änderung des § 240 LAG (Nr. 15) 
ebenfalls nicht schadensmindernd in Ansatz ge- 
bracht wird. 

Die Änderung zu b dient der redaktionellen 
Klarstellung. 

Die Änderung zu c schafft die Möglichkeit, daß 
Entschädigungsrente auch auf Grund von Sparer- 
schäden gewährt wird. Diese Möglichkeit war 
durch § 28 des Altsparergesetzes beseitigt worden. 
Es hat sich aber gezeigt, daß dadurch sehr beträcht- 
liche Härten entstanden. Eine gewisse Beschrän- 
kung hinsichtlich der Gewährung von Entschädi- 
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gungsrente aus Sparerschäden ergibt sich aus den 
Änderungen der §§ 280 und 282 (vgl. Nr. 38, 
Nr. 40). 

29. Die Änderung des § 267 zu a (Erhöhung des 
Einkommenshöchstbetrags) ergibt sich zwangsläufig 
aus der Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe 
nach § 269 LAG (Nr. 30). Außerdem sind zur Ver- 
meidung von Härten bei der Haltung von Pflege- 
personen gewisse Erleichterungen vorgesehen. 

Die Regelung zu b enthält eine redaktionelle An- 
passung an die Erhöhung der Grundrente, die 
neuerdings auch über 75 DM liegen kann. 

Die Regelung nach c dient der Anpassung an die 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung. 

Die Regelung nach d begründet Freibeträge bei 
Bezug von Elternrente von 20 bzw. 30 DM und 
führt die Freibeträge für den Bereich der Wieder- 
gutmachungsgesetzgebung neu ein. Außerdem ist 
zusätzlich eine Erhöhung der Freibeträge vorge- 
sehen, wenn die Elternrente nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz wegen des Verlustes mehrerer Kin- 
der erhöht wird. 

Die Regelung zu e dient der Anpassung an die 
Vorschriften des Kindergeldgesetzes. 

Die Regelung zu f befaßt sich mit der Anrech- 
nung der Sozialrenten. Der Ausschuß hat aus 
grundsätzlichen Erwägungen weitergehenden Vor- 
schlägen, Renten aus der Sozialversicherung von 
der Anrechnung auf die Unterhaltshilfe freizustel- 
len, nicht folgen können, da damit der systema- 
tische Grundsatz der Subsidiarität der Unterhalts- 
hilfe an einer entscheidenden Stelle durchbrochen 
wäre. Die beschränkte Anhebung des Freibetrags, 
die in Nr. 6 vorgesehen ist, schien jedoch aus so- 
zialen Gründen und aus Gesichtspunkten der Ver- 
fahrensvereinfachung trotz zweifellos bestehender 
Bedenken vertretbar. 

30. Die Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe 
entsprach dem einheitlichen Wunsch der Frak- 
tionen. Sic läßt sich weniger mit dem Gesichts- 
punkt einer entsprechenden Verteuerung der Le- 
benshaltung rechtfertigen als mit dem Hinweis 
darauf, daß seit der Festlegung der bisher maß- 
gebenden Sätze die Leistungen in den vergleich- 
baren Sozialbereichen, insbesondere die Fürsorge- 
richtsätze und die Renten der Sozialversicherung, 
nicht unerheblich angehoben worden sind. Die Er- 
höhung dieser Leistungen ist durch das Vorschuß- 
gesetz weitgehend vorweggenommen worden, auf 
dessen Begründung deswegen verwiesen werden 
kann. 

31. Die Änderung des § 272 zu a hat mehr for- 
male als materielle Bedeutung. Der nunmehr zu- 
grunde gelegte Grundbetrag entspricht etwa dem 
bisher maßgebenden Schadensbetrag von 10 000 RM. 
Die Bezugnahme auf den Entschädigungs- 
betrag statt auf den Schadens betrag dient der 
Anpassung an die Vorschriften der §§ 266 und 278. 

Die Änderung zu b beseitigt soziale Härten, die 
sich bisher in denjenigen Fällen ergaben, in denen 


beide Eltern zuschlagsberechtigter Kinder verstor- 
ben sind. 

32. Die Vorschrift dient der redaktionellen Klar- 
stellung und der Anpassung an § 272 Abs. 3 LAG. 

33. Die Änderungen zu a und c dienen nur redak- 
tionell der Beseitigung aufgetretener Zweifels- 
fragen. 

Die Änderung zu b beseitigt Härten, die sich im 
Verhältnis zu früheren Beziehern der einfachen 
Vorzugsrente ergeben haben. 

34. Die Änderung des § 275 zu a ist redaktionel- 
ler Natur. Die Änderung zu b verwirklicht den 
Grundsatz der Erhöhung der Unterhaltshilfe auch 
für die Vollwaisen. 

35. Die Erfahrungen seit Inkrafttreten des LAG 
haben gezeigt, daß eine Regelung der Betreuung 
erkrankter Bezieher von Unterhaltshilfe im Wege 
der Kranken Versorgung nach einheitlicher 
Auffassung sowohl für die Geschädigten günstiger 
als auch für die Verwaltung zweckmäßiger ist als 
eine Betreuung nach den Gesichtspunkten der 
Kranken Versicherung. Für die Geschädigten 
ist insbesondere wichtig, daß bei Krankenversor- 
gung eine Aussteuerung nicht in Betracht kommt 
und daß eine Anpassung der Leistungen an die be- 
sonderen Umstände des Einzelfalls weitergehend 
möglich ist als nach Versicherungsgrundsätzen. 
Auch steht außer Frage, daß die Neufassung des 
§ 276, die im übrigen auch der derzeit geübten 
Praxis entspricht, eine reibungslosere und raschere 
Betreuung erkrankter Geschädigter gestattet. Die 
ursprünglich für eine Rechtsverordnung vorge- 
sehene Regelung des Abzugs von der Unterhalts- 
hilfe bei längerer Krankenhausunterbringung ist 
in den Absatz 4 des § 276 einbezogen. 

36. Die bisherige Fassung des § 278 LAG sah 
vor, daß durch die Inanspruchnahme der Unter- 
haltshilfe der Grundbetrag der Hauptentschädi- 
gung mit einem Betrag von 5000 DM als gesperrt 
galt. Hieraus haben sich Härten ergeben. Die Kri- 
tik richtete sich einerseits gegen die absolute Höhe 
des Betrags, andererseits dagegen, daß keinerlei 
Unterscheidungen nach dem Lebensalter und nach 
der Höhe des Auszahlungsbetrags gemacht wurden. 
Die nunmehr vorgesehene Tabelle beseitigt diese 
Härten. Sie ermöglicht im Ergebnis vor allem eine 
erhebliche Verbesserung der Leistungen an Ent- 
schädigungsrente. 

Die Vorschriften der Absätze 2 bis 5 stellen eine 
verbesserte Regelung der bisherigen Vorschriften 
über die endgültige Anrechnung der Unterhalts- 
hilfe auf die Hauptentschädigung dar. 

37. Da der Einkonimenshöchstbetrag bei der Un- 
terhaltshilfe durch Änderung des § 267 LAG er- 
höht worden ist, erschien es, um das Verhältnis 
zwischen Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente 
nicht zu verschieben, richtig, auch die Einkom- 
menshöchstbeträge bei der Entschädigungsrente 
angemessen anzuheben. Damit wird der Empfän- 
gerkreis der Entschädigungsrente nicht unerheb- 
lich erweitert. 
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38. Die Änderung bewirkt eine beträchtliche Er- 
höhung der Leistungen an Entschädigungsrente. 
Von Bedeutung ist insbesondere Abs. 2, der für 
ältere Geschädigte zu einer sehr beträchtlichen 
Leistungssteigerung durch Verdoppelung der Al- 
terszuschläge führt. Für Sparerschäden wird Ent- 
schädigungsrente nach der Änderung des § 266 
neuerdings gewährt; es entsprach dem Grundsatz 
der billigen Abwägung des wirtschaftlichen Ge- 
v/ichts der Sparerschäden mit dem der Vertrei- 
bungs- und Kriegssachschäden, bei Uberwiegen der 
Sparerschäden einen angemessenen Zuschlag zum 
Sperrbetrag vorzuschreiben, zumal insoweit die 
Altsparerentschädigung ohne Anrechnung beson- 
ders gewährt wird. 

39. Die Vorschrift beseitigt Härten, indem sie die 
Anwendung des § 281 auch in denjenigen Fällen 
zuläßt, in denen nach den Einkommensverhält- 
nissen des Geschädigten nur die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Entschädigungsrente ge- 

40. Die Änderung des § 282 zu a dient der redak- 
tionellen Klarstellung, ebenso die Änderung zu b; 
bisher ergab sich die Beschränkung der Gewährung 
von Entschädigungsrente auf solche Fälle, in denen 
Unterhaltshilfe auf Lebenszeit gewährt ist, mit- 
telbar aus den Vorschriften der §§ 272, 278, 280. 

Die durch Buchstabe c vorgesehene Anfügung 
des Abs. 3 entspricht der Regelung durch § 280, 
soweit diese sich mit der Behandlung der Sparer- 
schäden befaßt. Während es sich dort um diejeni- 
gen Fälle handelt, in denen Entschädigungsrente 
neben der Unterhaltshilfe gewährt wird, betrifft 
§ 282 Abs. 3 diejenigen Fälle, in denen Entschädi- 
gungsrente allein in Betracht kommt. Da Ent- 
schädigungsrente ihrem Wesen nach, soweit sie 
nicht die Vorauszahung eines Anspruchs auf 
Hauptentschädigung darstellt, nur als Abgeltung 
eines auf Dauer wirkenden Schadens verstanden 
werden kann, mußte ihre Gewährung bei Sparer- 
schäden von einer angemessenen Höhe des Sparer- 
schadens abhängig gemacht werden. Hierbei ist 
darauf hinzuweisen, daß auf Grund von Sparer- 
schäden, soweit sie sich auf Altsparanlagen be- 
ziehen, gesondert Altsparerentschädigung ohne 
Verrechnung mit der Entschädigungsrente aus 
Lastenausgleichsmitteln gewährt wird. 

41. Die Neufassung des § 283 bildet ein Gegen- 
stück zur Neufassung des § 278 LAG. Sie enthält 
in Anpassung an die anderen Änderungen des Ge- 
setzes zugleich eine Klärung verschiedener bisher 
bestehender Zweifelsfragen. 

42. Die Änderungen des § 284 LAG sind zur 
redaktionellen Anpassung und zur Beseitigung von 
Zweifeln erforderlich. 

43. Die Neufassung des § 285 LAG stellt zu- 
nächst klar, daß Entschädigungsrente grundsätz- 
lich auf Lebenszeit gewährt wird. Nach der bis- 
herigen Fassung bestand die Möglichkeit, daß ge- 
rade die ältesten Entschädigungs-Rentner kurz vor 
ihrem Tode wegen der ErreiHiung des Grundbe- 


trags aus der Entschädigungsrente ausscheiden 
mußten. Durch die Neufassung des § 280 in Ver- 
bindung mit § 285 ist außerdem, in Verwirklichung 
desselben Grundsatzes, sichergestellt, daß eine Ent- 
lassung aus der Entschädigungsrente nicht des- 
wegen stattfindet, weil wegen Erreichung eines 
hohen Lebensalters die Leistungen an Unter- 
haltshilfe erheblich über die Sperrbeträge und 
über die Grundbeträge hinausgehen. 

44. Die Vorschrift dient der redaktionellen Ver- 
deutlichung und der Anpassung an § 280 Abs. 5 
LAG. 

45. Die Erhöhung zu a dient der redaktionellen 
Anpassung an die Formulierungen, die in dem 
neuen § ooO a gewählt worden sind. Durch die Re- 
gelung zu b wird die schon bisher maßgebende 
Handhabung durch die Praxis zur Vermeidung von 
Rechtsstreitigkeiten ausdrücklich als dem Gesetz 
entsprechend anerkannt. 

Die in c vorgesehene Neufassung des Abs. 3 
Satz 1 schließt durch Aufführung aller Dienststel- 
len und Kassen der öffentlichen Hand die letzte 
Lücke, die sich bei der praktischen Anwendung 
dieser Vorschzäft ergeben hat. 

46. Die Änderung des § 291 LAG unter Buch- 
stabe a dient der redaktionellen Anpassung an die 
Neuregelung des Sperrbetrags in § 278 und § 283 
LAG. 

Die in b vorgesehene Anfügung eines Absatzes 3 
erweitert zugunsten der Geschädigten die Möglich- 
keit, nachträglich Aufbaudarlehen und ünterhalts- 
hiife nebeneinander zu geben, durch die Auffüh- 
rung von Darlehen zur l'örderung einer landwirt- 
schaftlichen Nebenerwerbsstelle. Obwohl es sich 
hier um Darlehen nach § 254 Abs. 1 LAG handelt, 
war für den Ausschuß die Überlegung entschei- 
dend, daß Nebenerwerbsstellen für sich allein keine 
Existenzgrundlage darstellen und daß deshalb in- 
soweit den Unterhaltshilfeempfängern die gleichen 
Möglichkeiten wie den Sozialrentnern gewährt 
werden sollen. 

47. Die Neufassung der Absätze 3 und 4 des § 292 
(zu Buchstabe a und b) stellt sicher, daß die Unter- 
haltshilfeempfänger ein Taschengeld ohne Rück- 
sicht auf die Höhe des Auszahlungsbetrags der Un- 
terhaltshilfe in einheitlicher Höhe erhalten, und 
zwar in einer Höhe, die den Entschädigungscharak- 
ter der Unterhaltshilfe berücksichtigt. Diese 
Taschengeldregelung findet auch für Nachzahlungs- 
beträge Anwendung. Außerdem sind in der Neu- 
fassung weitere verfahrensmäßige Verbesserungen 
und rechtliche Klarstellungen enthalten, die ins- 
besondere bei Unterbringung eines der Ehegatten 
in einem Heim zugunsten ider Geschädigten wirk- 
sam werden. 

48. Familienzuschläge nach § 295 Abs. 3 LAG 
werden für diejenigen Angehörigen gewährt, die 
sich am 1. April 1952 im Haushalt des Geschädigten 
befunden haben. In der jüngsten Vergangenheit 
sind nicht selten aus den Vertreibungsgebieten 
Spätvertriebene (Aussiedler) zu ihren Angehörigen 
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gekommen, die sich am 1. April 1952 noch nicht 
in deren Haushalt befunden haben können. Es ent- 
spricht der Billigkeit, diese Aussiedler bei der Be- 
messung der Hausratentschädigung und der Haus- 
rathilfe mit zu berücksichtigen. 

49. Des Zusammenhangs wegen wird auf Nr. 50 
verwiesen. 

50. Die Änderung zu a bezweckt eine Besser- 
stellung der Sowjetzonenflüchtlinge und der ihnen 
gleichgestellten Personen über die derzeit nach 
§ 301 LAG in Verbindung mit der 2. Leistungs-DV- 
LA geltende Rechtslage hinaus. Der Ausschuß hat 
sich mit dem Problem der Behandlung der Sowjet- 
zonenflüchtiinge im Rahmen des Lastenausgleichs 
besonders ieingehend befaßt. Er ist zu dem Ergeb- 
nis gekommen, daß die Gewährung von Rechts- 
ansprüchen auf Hauptentschädigung und entspre- 
chende mit Rechtsanspruch ausgestattete Leistun- 
gen derzeit aus grundsätziiehen und praktischen 
Gründen nicht möglich sind. Er hat aber aner- 
kannt, idaß im Bereich der „sozialen“ Leistungen 
(i'lilfen) nadi dem Lastenausgieichsgesetz die völlige 
Gleichstellung der Sowjetzonenilüchtiinge mit den 
Vertriebenen und Sachgeschädigten angebracht ist. 
Den Sowjetzonenfiüchtiingen gegenüber sollen hier 
auch nicht strengere Anforderungen gestellt wer- 
den, als den Vertriebenen und Sachgeschädigten 
gegenüber. Ziel ist, die Sowjetzonenflüchtlinge die- 
sen anderen Geschädigtengruppen praktisch gieich- 
zustellen. Für den Bsereich der Wohnraumhiite er- 
folgt die Gleichstellung aus technischen Gründen 
im Rahmien des § 298 LAG (Nr. 49). 

Die Streichung der Vorschriften über den Dispo- 
sitionsfonds des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts (Buclistabe d) beruht auf praktischen Erfah- 
rungen, die den Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts veranlaßt haben, ausdrücklich um diese Strei- 
chung zu bitten. Es hat sich ergeben, daß ange- 
sichts der außerordentLich großen Zahl von Wün- 
schen auf Sond erleis tungen außerhalb der gesetz- 
lichen Regelung aus Mitteln des Dispositionsfonds 
und angesichts des sehr beschränkten Umfangs die- 
ser Mittel die möglichen Hilfsmaßnahmen und der 
entstehende Verwaltungsaufwand in einem nicht 
zu vertretenden Mißverhältnis stehen. 

51. Durch Änderung der Geschäftsordnung der 
Bundesregierung ist die Zuständigkeit für die Be- 
treuung der Kriegssachgeschädigten vom Bundes- 
ministcr des Innern auf den Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
übergegangen. Der Ausschuß hat dem Wunsch des 
letztgenannten Ministers entsprochien, dieser Än- 
derung der Zuständigkeit auch im Gesetz Rechnung 
zu tragen. 

52. Beträge aus der vorzeitigen Ablösung von 
Lastenausgleichsabgaben sollen dazu dienen, die 
Leistungen an die Geschädigten zu beschleunigen. 
Sie sind bei der Beschlußfassung über das Lasten- 
ausgleichsgesetz systematisch nicht als Erträge aus 
diesen Abgaben, sondern als Erträge aus der Vor- 
finanzierung angesehen worden. Eine entsprechende 


Klarstellung ist geboten, die allerdings, wie sich 
aus den Uberleitungsvorschriften ergibt, bei § 323 
LAG nur für die Zukunft praktische Auswirkungen 
haben soll. Da die Entrichtung von Ablösungsbe- 
trägen zu einer Minderung des regelmäßigen Auf- 
kommens in den Folgej ähren führt und nach den 
statistischen Ermittlungen die Ablösung sich im 
Durchschnitt auf einen Zeitraum von etwa 23 Jah- 
ren bezieht, entspricht es der Billigkeit, die Ab- 
lösungsbeträge mit je Vgo dem Aufkommensjahr 
und den 19 folgenden Jahren zuzurechnen. 

Die praktischen Erfahrungen haben gezeigt, daß 
eine Erhöhung der Leistungen für den Härtefonds 

im Hinblick insbesondere auf die Notstände bei 
den Sowjetzonenflüchtlingen unabweisbar ist. Wäh- 
rend bisher für den Härtefonds und sonstige För- 
derungsmaßnahinen gemeinsam 150 Mio DM be- 
reitgestellt werden konnten, wovon auf den Härte- 
fonds etwa ein Drittel entfiel, soll in Zukunft die 
Höhe des für sonstige Förderungsmaßnahmen be- 
reitzustellenden Betrags dem pflichtgemäßen Er- 
messen des Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
und des Kontrollausschusses überlassen bleiben; 
für den Härtefonds allein dagegen soll die Bereit- 
stellung eines Betrags bis zu 100 Mio DM zugelas- 
sen werden. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß dieser 
Betrag äußerstenfalls aus Mitteln des Ausgleichs- 
londs verfügbar gemacht werden kann, daß aber 
im Hinblick auf den Umfang des Notstands die Be- 
reitstellung auch von Haushaltsmitteln für seine 
Beseitigung unabweiisbar sein wird. 

53. Die Vorschrift ist aus haushaltsrechtlichen 
Gründen erforderlich. Die Bereitsteliung eines 
„Kreditplafonds“ von 200 Mio DM ist bereits durch 
Änderung des Gesetzes über die Errichtung der 
Bank deutscher Länder ermöglicht worden; die 
Änderung des § 324 LAG ermächtigt den Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamts ausdrücklich, diesen 
Kreditplafond in Anspruch zu nehmen. 

54. Es handelt sich um eine Klarstellung, da ein 
Mindestsatz nur bei Gebühren, nicht aber bei 
Kosten in Betracht kommt. 

55. Im Interesse der Geschädigten ergibt sich, 
wie die praktischen Erfahrungen zeigen, nicht sel- 
ten das Bedürfnis, Leistungen auf der Grundlage 
von Schäden oder anderen Voraussetzungen zu ge- 
währen, idie mit hoher Wahrscheinlichkeit, nicht 
aber mit völliger Sicherheit zugrunde gelegt werden 
können. Die in das Gesetz neu eingeführte Einrich- 
tung des Bescheids unter Vorbehalt schafft die 
Möglichkeit, in solchen Fällen schon vorzeitig Lei- 
stungen in der voraussichtlichen Höhe zu gewäh- 
ren. Sie dient daher der Beschleunigung. 

56. Die Änderung unter a hat sprachliche Gründe. 
Die Änderung unter b dient redaktionell der Besei- 
tigung von Zweifeln, die sich in der Praxis der 
Verwaltungsgerichte ergeben hatten. 

57. Die Vorschrift dient der Beschleunigung des 
Verfahrens. Die Anhörung des Ausgleichsausschus- 
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ses vor der Erteilung des Bescheids durch den Lei- 
ter des Ausgleichsamts kommt für den Fall der 
Hausrathilfe in Wegfall. Dies ist unbedenklich, 
weil die Höhe der Hausrathilfe durch das Gesetz 
und die diesbezüglichen Weisungen festgelegt ist, 
während die Voraussetzungen nach der vom Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamts bekanntgege- 
benen Punkttabelle geprüft werden. Ein Ermes- 
sensspielraum, hinsichtlich dessen eine Mitwirkung 
des Ausschusses im Interesse der Geschädigten ge- 
boten gewesen wäre, besteht unter diesen Umstän- 
den nicht. 

Die Änderung des Abs. 3 (Buchstabe b) dient der 
Klarstellung. 

58. Die Änderung dient der redaktionellen An- 
passung an die Änderung des § 345 Abs. 1 LAG. 

59. Die Vorschrift ist redaktionell, sie dient der 
Klarstellung. 

60. Nach § 348 Abs. 2 in der derzeitigen Fassung 
sind die Mittel der Wohnraumhilfe von den Län- 
dern als ersten Darlehnsnehmern dem Ausgleichs- 
fonds gegenüber derart zu tilgen, daß die Tilgung 
innerhalb von 30 Jahren abgeschlossen ist. Zur 
Zeit ist durch die diesbezügliche Weisung des Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamts ein Tilgungs- 
satz von jährlich 2 v. H. festgelegt. Unter diesen 
Umständen würden sich bei herannahendem Ablauf 
des Tilgungszeitraums untragbar hohe Tilgungs- 
raten ergeben. Die Vorschrift will die Höhe der 
Tilgungsraten ausgleichen. Sie will außerdem 
sicherstellen, daß die Mittel jedenfalls bis zum 
Ende der Durchführung des Lastenausgleichs in 
den Fonds zurückgeflossen sind. 

61. Der neu einzufügende § 350 a LAG soll 
Zweifel beseitigen, die in der Praxis wegen der 
Voraussetzungen der Erstattung und Verrechnung 
zuviel erhaltener Ausgleichsleistungea sich erge- 
ben haben. Er stellt vor allem klar, daß diese Ver- 
rechnung auch im Verhältnis zwischen verschie- 
denen Ausgleichsleistungen möglich ist, grundsätz- 
lich aber zunächst mit dem Anspruch auf Haupt- 
entschädigung als dem für die Geschädigten 
wenigst dringlichen Anspruch erfolgen soll. 

Auch die Vorschrift des neu eingeführten § 350 b 
dient der Klarstellung von Zweifeln, die im Be- 
reich der Verwaltung wegen des anzuwendenden 
Vollstredcungsrechts entstanden waren. 

Die Vorschrift des § 350 c soll Zweifel beseitigen, 
die gelegentlich im Hinblick auf § 74 des Bundes- 
vertriebenengesetzes geäußert worden waren. Nach 
dieser Vorschrift sind bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge Vertriebene und Sowjetzonenfiüchtlinge 
bevorzugt zu berücksichtigen; Finanzierungshilfen 
der öffentlichen Hand sollen unter der Auflage ge- 
geben werden, daß die Empfänger dieser Hilfen 
sich verpflichten, bei der Vergabe von Aufträgen 
entsprechend zu verfahren. Für den Bereich des 
Lastenausgleichsgesetzes ergeben sich vergleich- 
bare Fälle nur im Bereich der Förderung des Woh- 
nungsbaus. Hier schien es angebracht, klarzustel- 
len, daß für den Bereich des Lastenausgleichs der 


Kreis der bevorzugten Bauherren dem Kreis der 
im Lastenausgleichsgesetz berücksichtigten großen 
Geschädigtengruppen entsprechen soll. 

62. Im Hinblick auf die besonderen Schwierig- 
keiten in Berlin,' von denen dort insbesondere klei- 
nere gewerbliche Betriebe betroffen sind, hat der 
Ausschuß eine Verringerung der Mindestzahlen der 
durch Arbeitsplatzdarlehen neu zu schaffenden Ar- 
beitsplätze für diesen Bereich für richtig gehalten, 
während er entsprechende Wünsche im übrigen 
abgelehnt hat. 

63. Die gegenwärtige Fassung des § 359 LAG 
reicht, wie die Erörterungen in der Zwischenzeit 
ergeben haben, nicht aus, um eine befriedigende 
und vollständige Regelung der Rückerstattungs- 
fälle im Bereich des Lastenausgleichsgesetzes zu 
ermöglichen, insbesondere um eine angemessene 
Regelung auch für das Bundesgebiet zu treffen 
und um gewisse Verpflichtungen zu erfüllen, 
welche die Bundesrepublik hinsichtlich der Rück- 
erstattungsfalle m cien V ertreibungsgebieten über- 
nommen hat (II Nr. 7 des Zusatzprotokolls 1 zum 
Israel-Abkommen). Die Neufassung soll die Vor- 
aussetzung schaffen, daß diese Probleme im Wege 
der Rechtsverordnung gleichmäßig und vollstän- 
dig, unter Bindung an die Grundsätze des Lasten- 
ausgleichsgesetzes geordnet werden können. 

Zu II. Änderung des Feststellungsgesetzes 

Die Änderungen des Feststellungsgesetzes be- 
zwecken zum großen Teil die Übertragung der 
Grundsätze, die für die Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes maßgebend waren, auf das Feststel- 
lungsgesetz. In diesen Fällen wird nachfolgend auf 
die entsprechende Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes verwiesen. 

1. Vgl. I. Nr. 12. 

2. Vgl. I. Nr. 5. 

3. Zu Buchstabe a vgl. I. Nr. 9. 

Buchstabe b bezweckt die Angleichung an die 
Änderung der Vorschriften über die Hauptent- 
schädigung (vgl. I. Nr. 19 Buchstabe b). 

Die Änderung unter c ist durch die Neueinfü- 
gung des § 11 a FG (vgl. II. Nr. 6) erforderlich ge- 
worden, ebenso die Streichung des Absatzes 3 
(Buchstabe d). 

4. Zu Buchstabe a vgl. I. Nr. 10. Die Buchstaben 
b bis f dienen der Anpassung an die Neuregelung 
der Stichtagsvoraussetzungen in § 230 LAG. Hin- 
sichtlich der Kriegsgefangenen vgl. I. Nr. 11. 

5. Die Vorschrift war der Änderung des § 9 FG 
redaktionell anzupassen. 

6. Die Neueinfügung des § 11 a entspricht der 
Neufassung des § 359 LAG (vgl. I. Nr. 63). Zusätz- 
lich war im Bereich des Feststellungsgesetzes die 
Möglichkeit vorzusehen, daß die Feststellung des 
Verlusts auch des gewährten Kaufpreises durch 
Rechtsverordnung zugelassen werden kann. Nach 
dem Stand der Erörterungen ist mit der Möglich- 
keit zu rechnen, daß in gewissen Fällen der „leich- 
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len“ Entziehung nur durch Inanspruchnahme die- 
ser Möglichkeit eine billige Regelung gefunden 
werden kann. 

7. Buchstabe a schließt eine Lücke, die bisher 
für solche Gebiete bestanden hat, für die im Zeit- 
punkt der Vertreibung Umsatzsteuerumrechnungs- 
sätze überhaupt nicht mehr veröffentlicht worden 
sind. 

Seitens der Geschädigten war vielfach Klage er- 
hoben worden, daß die durch § 20 FG als verbind- 
lich erklärten Umsatzsteuerumrechnungssätze, ins- 
besondere für gewisse Währungen Osteuropas, er- 
heblich von der tatsächlichen Kaufkraftparität ab- 
wichen. Die Änderung schafft die Möglichkeit, die- 
ser Frage nachzugehen und bei erheblichen Ab- 
weichungen ggf. Härten auszugleichen. Inwieweit 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden 
kann, wird auch davon abhängen, inwieweit das 
Statistische Bundesamt in der Lage sein wird, Un- 
terlagen zur Berurteilung der Kaufkraft der Wäh- 
rungen in den Vertreibungsgebieten zu erarbeiten. 

8. Vgl. 1. Nr. 55. 

9. Die Änderung unter a dient der redaktionel- 
len Anpassung. Die Änderung unter b schließt 
eine Lücke. 

Durch Einfügung des Abs. 2 (Buchstabe c) wird 
die Möglichkeit geschaffen, daß insbesondere das 
sehr umfangreiche Tabellenwerk, das für die Be- 
rechnung der Schäden in den Vertreibungsgebieten 
benötigt wird, mit Rechtsverordnungskraft auch 
vom Präsidenten des Bundesausgleichsamts ver- 
öffentlicht werden kann, sofern er durch eine 
Rechtsvei^ordnung der Bundesregierung hierzu er- 
mächtigt wird. 

10. Die Vorschrift schafft die Möglichkeit, ge- 
wisse Wertminderungen, die die Grundstücke in 
Berlin durch die dortige Entwicklung erfahren 
haben, nicht nur bei der Vermögensabgabe und bei 
der Grundsteuer, sondern auch bei der Schadens- 
berechnung mitzuberücksichtigen. 

Zu III. Änderung des Währungsausgleichsgesetzes 

1. Die Änderung des Stichtags für Vertriebene 
nach dem Lastenausgleichsgesetz (vgl. I. Nr. 11) 
soll auch für das Währungsausgleichsgesetz gelten, 
dessen § 2 daher entsprechend geändert werden 
mußte. 

2. Trotz gewisser Bedenken hat der Ausschuß 
sich entschlossen, den Grundsatz des § 7 Abs. 2 
des Altsparergesetzes auch in den Bereich des 
Währungsausgleichsgesetzes zu übernehmen, daß 
bei erstmaligem Nachweis der Höhe der Sparein- 
lage auf einen nach dem 1. Januar 1940 liegen- 
den Zeitpunkt eine pauschale Rückrechnung auf 
den 1. Januar 1940 erfolgt. Die Wirkung ist, daß 
solche Vertriebene, die die Höhe der Spareinlage 
urkundlich erstmals auf einen zwischen dem 1. Ja- 
nuar 1940 und dem 1. Januar 1945 liegenden Zeit- 
punkt nachweisen können, nunmehr statt auf den 
Pauschbetrag von 20 v. H. des endgültigen Reichs- 


mark-Nennbetrags sich auf den abgestuften gün- 
stigeren Pauschbetrag der Neuregelung berufen 
können. 

3. Die Ergänzung des § 7 ist in Anpassung an die 
Änderung des § 2 notwendig. 

4. Die Erfahrungen haben ergeben, daß wegen 
des Beweisnotstands der Sudetendeutschen im 
Währungsausgleichsgesetz insoweit eine einiger- 
maßen befriedigende Regelung durch Rechtsver- 
ordnung voraussichtlich nur dann getroffen werden 
kann, wenn zur Beweisführung auch Vermögens- 
anmeldungen nach dem Militärregierungsgesetz 
Nr. 53 als Urkunden zugelassen werden. Der Aus- 
schuß war der Auffassung, daß die Möglichkeit, 
eine solche Regelung durch Rechtsverordnung zu 
treffen, geschaffen werden soll, 

5. Vgl. Nr. 2. 

Zu IV. Änderung des Altsparergesetzes 

Der Ausschuß war der Auffasung, daß derzeit 
materielle Änderungen am Altsparergesetz nicht 
vorgenommen werden sollen. Er hat aber die Be- 
seitigung kleiner Härten und Schwierigkeiten tech- 
nischer Art für richtig gehalten. 

1. In Fällen der Umwandlung von Spareinlagen 
haben sich Härten in solchen Fällen gezeigt, in 
denen am 1. Januar 1940 eine Privathypothek auf 
einem Grundstück im Reichsgebiet außerhalb des 
derzeitigen Geltungsbereichs des Altsparergesetzes 
gesichert war. Diese Härten sollen beseitigt wer- 
den. 

2. Die Vorschrift wäre nach einheitlicher Auf- 
fassung der Beteiligten für diejenigen Fälle nicht 
erforderlich, in denen auch die Altsparanlage 
Schuldverschreibung war, da insoweit die entspre- 
chende Rechtslage schon im Wege der Auslegung 
der geltenden Steuergesetze sich ergab. Die Vor- 
schrift ist aber für diejenigen Fälle erforderlich, in 
denen die Altsparanlage eine Privathypothek war 
und auf Wunsch des Altsparers als Entschädigung 
nach § 14 Abs. 2 der 1. ASpG-DV an Stelle der 
Kontogutschrift Schuldverschreibungen ausgegeben 
werden. 

3. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß für die Be- 
handlung von Rückerstattungsfällen nach dem Alt- 
sparer^esetz durch Rechtsverordnung Vorschriften 
getroffen werden müssen, welche durch die der- 
zeitige Ermächtigung, die sich nur auf das Ver- 
fahren bezieht, nicht gedeckt werden. Die Ermäch- 
tigung mußte daher auch auf die Regelung der An- 
spruchsberec±itigung in Zweifelsfällen erstreckt 
werden. 

4. Nach dem Altsparergesetz muß der Altsparer 
den Nachweis, daß der Anspruch aus einer Spar- 
einlage schon am 1. Januar 1940 dem Grunde 
nach bestanden hat, auch dann führen, wenn er sich 
wegen der Höhe des Anspruchs auf die Tabelle 
nach § 7 Abs. 2 ASpG beruft. Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz war bisher durch § 27 nur für 



Berlin zugelassen. Hieraus haben sich Härten er- 
geben, die den Ausschuß veranlaßt haben, die Er- 
mächtigung auch auf verlagerte Geldinstitute 
(praktisch handelt es sich insoweit nur um das 
Bankhaus Eichborn & Co.) sowie auf solche Fälle 
auszudehnen, in denen Geldinstitute im Bundesge- 
biet durch Kriegseinwirkung ihre Unterlagen in er- 
heblichem Umfang verloren haben. 

Zu V. Sonstige und Überleitungsvorschriften 

Die durch Artikel I bis IV bewirkten Änderungen 
der Lastenausgleichsgesetze werden Bestandteil 
dieser Gesetze und lassen daher nicht mehr erken- 
nen, von welchem Zeitpunkt ab und mit welchen 
Rückw^irkungen die Änderungen wirksam werden. 
Es waren hierzu gewisse Grundsätze allgemeiner 
Art aufzustellen. § 1 stellt klar, inwieweit die auf 
Grund der Änderungen nunmehr gewährte Kriegs- 
schadenrente (Unterhaltshilfe oder Entschädigungs- 
rente) mit Rückwirkung gewährt wird. § 2 regelt 
die Verrechnung von Leistungen, die bisher aus 
dem Härtefonds gewährt wurden, für diejenigen 
Fälle, in denen die Leistungsempfänger nunmehr 
Leistungen als Geschädigte im Sinne des § 229 LAG 
erhalten. § 3 regelt die Überleitung des Vorschuß- 
gesetzes in die Vorschriften, durch welche nach dem 
vorliegenden Gesetz die Leistungen der Unterhalts- 
hilfe endgültig erhöht werden. § 4 beseitigt kleine 
Härten und dient der Verwaltungsvereinfachung. 
§ 5 dient der Klarstellung der Zweifelsfrage, wie 
Ablösungsbeträge aus den Lastenausgleichsabgaben 


in der Vergangenheit bei Anwendung des § 6 
Abs. 2 LAG zu behandeln sind; sie stellt klar, daß 
insoweit nach denselben Grundsätzen zu verfahren 
ist, die für die Zukunft für die Änderung des § 323 
Abs. 1 LAG (vgl. I Nr. 52) maßgebend waren. 

Zu VI. Anwendung in Berlin 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu VII. Inkrafttreten 

Im Grundsatz sollen die Änderungen der 
vier Lastenausgleichsgesetze so in Kraft treten, daß 
sie auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ge- 
setze zurückwirken; sie sollen also behandelt wer- 
den, als ob sie von Anfang an Geltung gehabt hät- 
ten. In einer Reihe von Fällen hätte diese Rückwir- 
kung in die Vergangenheit jedoch zu unbefriedigen- 
den oder praktisch nicht durchführbaren Ergeb- 
nissen geführt. Für diese Fälle mußte, um Zweifel 
bei der Durchführung der Gesetze zu vermeiden, 
der spätere Tag des Wirksamwerdens der Ände- 
rungsvorschrift für jeden Enizelfall ausdrücklicii 
festgelegt werden. Dies ist durch Artikel VII ge- 
schehen. 


Bonn, den 11. Februar 1955 

Kunze (Bethel) 
Berichterstatter 


B, Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 
dem Gesetzentwurf — Drucksachen 97, 104, 133, 
134, 339, 344, 345, 413, 414, 445, 571, 588, 795 — in 
der nachstehenden Fassung mit der Überschrift 
„Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausglcichsgesetzes, des Feststellungsgesetzes, 
des Gesetzes über einen Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener und des Gesetzes zur 
Milderung von Härten der Währungsreform 
(4. ÄndG LAG)“ zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Februar 1955 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 


Kunze (Bethel) 

Vorsitzender und Berichterstatter 



Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes, des Feststellungsgesetzes, 
des Gesetzes über einen Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 
und des Gesetzes zur Minderung von Härten der Währungsreform 

(4. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetze 
wird wie folgt geändert: 

1. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

Beitrag der öffentlichen Haushalte an den 
Ausgleichsfonds 

(1) Die Länder einschließlich des Landes 
Berlin leisten an den Ausgleichsfonds bis 
auf weiteres, längstens bis zum 31. März 
1979, Zuschüsse in Höhe des Aufkommens 
an Vermögensteuer. 

(2) Bund und Länder einschließlich des 
Landes Berlin leisten ferner an den Aus- 
gleichsfonds jährliche Zuschüsse von 
480 Millionen Deutsche Mark. Diese Zu- 
schüsse mindern sich in dem Verhältnis, 
in dem sich der mit 890 Millionen Deut- 
sche Mark veranschlagte Jahresaufwand 
des Ausgleichsfonds für Ünterhaltshilfe 
verringert. Der Bund leistet ein Drittel 
dieses Zuschusses; die Länder einschließ- 
lich des Landes Berlin leisten zwei Drittel 
nach dem Verhältnis ihrer Steueraufkom- 
men im jeweils vorhergehenden Rech- 
nungsjahr.“ 

2. In § 8 wird Absatz 1 wie folgt geändert: 
a) In Nr. 13 werden hinter den Worten 

„(Bundesgesetzbl. S. 83)“ die Worte 


eingefügt „unter Berücksichtigung der 
dazu ergangenen Änderungsgesetze“. 

b) Hinter Nr. 19 werden nach einem 
Komma die folgenden Nr. 20 bis 22 
eingefügt: 

„20. das Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges (Bundes- 
versorgungsgesetz) vom 20. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 791) unter Berücksichtigung der 
dazu ergangenen Änderungs- 
gesetze 

als Bundesversorgungsgesetz, 

21. das Gesetz über einen Währungs- 
ausgleich für Sparguthaben Ver- 
triebener vom 27. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 213) unter 
Berücksichtigung der dazu ergan- 
genen Änderungsgesetze 

als Währungsausgleichsgesetz, 

22. das Bundesevakuiertengesetz vom 
14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 586) 

als Bundesevakuiertengesetz.“ 

3. In § 11 Abs. 2 Nr. 3 wird zwischen den 
Worten „Jugoslawien“ und „Albanien“ 
das Wort „oder“ durch ein Komma er- 
setzt und hinter „Albanien“ eingefügt 
„oder China“. 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 2 werden hinter den 
Worten „oder den Sitz“ die Worte 
eingefügt „(bei Geldinstituten: die 
Haupt- oder Zweigniederlassung)“. 
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b) Die folgenden Absätze 8 i nd 9 wer- 
den angefügt: 

„(8) Als Geldeinlage bei einem Geld- 
institut mit Sitz im Vertreibungsgebiet 
(Absatz 2 Nr. 2) gilt auch eine Geld- 
einlage bei einer Haupt- oder Zweig- 
niederlassung eines Geldinstituts, die 
sich im Bereich einer von der Oder- 
Neiße-Llnie durchschnittenen Ge- 
meinde befand. 

(9) Als Anteil an einer Gesellschaft 
oder Genossenschaft mit Sitz im Ver- 
trcibungsgeblet (Absatz 2 Nr. 3) gilt 
auch der Anteil an einer Kapitalgesell- 
schaft odei- an einer Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft, die ihren 
Sitz im Reldisgebiet nach dem Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937 west- 
lich der Oder-Neiße-Linie hatte, deren 
Geschäftsleitung und sämtliche Be- 
triebstätten sich aber im Vertreibungs- 
gebiet befanden.“ 

5. An § 14 Abs. 1 wird nach einem Semi- 
kolon angefügt: 

„§ 12 Abs. 8 und 9 gelten sinngemäß“. 

6. Tn § 40 Abs. 1 Nr. 3 werden vor dem 
Wort „Abkömmlinge“ die Worte einge- 
fügt „Ehegatten und“. 

7. Hinter § 146 wird der folgende § 146 a 
eingefügt: 

4 146 a 

Minderung wegen der Sonderlage Berlins 

Die Abgabeschulden, die sich nach den 
§§ 99, 100, 103, 144 und 146 ergeben, 
mindern sich um 33 V 3 vom Hundert.“ 

8. In § 147 Abs. 1 werden die Worte „nach 
§ 100“ gestrichen. 

9. An § 228 Abs. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Als im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes oder in Berlin (West) entstandener 
Kriegssachschaden gilt auch ein durch 
Kriegsereignisse entstandener Schaden an 
Hausrat, der aus kriegsbedingten Grün- 
den aus diesen Gebieten verlagert worden 
ist, sofern der Eigentümer seinen ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) bel- 
behalten hat oder als Evakuierter bis zum 
Wirksamwerden des Bundesevakuierten- 
gesetzes dorthin zurückgekehrt ist oder 
nach Maßgabe des Bundesevakuierten- 
gesetzes zurückkehrt.“ 


10. In § 229 Abs. 1 Nr. 3 werden vor dem 

Wort „Abkömmlinge“ die Worte einge- 
fügt „Ehegatten und“. 

11. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Vertreibungsschäden kann der 
Geschädigte nur geltend machen, wenn 
er am 31. Dezember 1952 seinen stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) gehabt hat. Gleichgestellt ist, 
wer am 31. Dezember 1950 seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) gehabt hat oder wer seit 
Eintritt des Schadens und vor dem 
31. Dezember 1952 mindestens ein 
Jahr seinen ständigen Aufenthalt in 
diesen Gebieten gehabt hat und in das 
Ausland ausgewandert ist.“ 

b) In Absatz 2 werden die einleitenden 
Worte wie folgt gefaßt: 

„(2) Liegen die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht vor, so kann ein Ge- 
schädigter Vertreibungsschäden nur 
geltend machen, wenn . . . “. 

c) In Absatz 2 wird Nr. 1 gestrichen, die 
bisherigen Nr. 2 bis 4 werden Nr. 1 
bis 3. 

d) In Absatz 2 Nr. 3 (neu) und in Ab- 
satz 3 treten jeweils an die Stelle der 
Worte „31. Dezember 1950“ die 
Worte „31. Dezember 1952“. 

e) Absatz 4 wird durch folgende Ab- 
sätze 4 und 5 ersetzt: 

„(4) Ist der Geschädigte als Kriegs- 
gefangener oder Internierter im Sinne 
des Heimkehrergesetzes oder als ein 
im Anschluß an die Kriegsgefangen- 
schaft in einem Zwangsarbeitsverhält- 
nis Festgehaltener in fremdem Gewahr- 
sam verstorben, so können seine Erben 
den Vertreibungsschaden geltend ma- 
chen, sofern sie in ihrer Person die 
Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 
erfüllen. 

(5) Absatz 1, Absatz 2 Nr. 2 und 
Absätze 3 und 4 finden auf die Gel- 
tendmachung von Ostschäden entspre- 
chende Anwendung.“ 

12. § 232 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgende Nr. 5 am 
gefügt: 
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„5. Entschädigung nach dem Altsparer- 
gesetz“. 

b) An Absatz 2 werden nach einem 
Komma die Worte angefügt „in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 und 5 
gelten insoweit die entspredienden 
Vorschriften des Währungsausgleichs- 
gesetzes und des Altsparergesetzes“. 

13. In § 234 wird Absatz 2 wie folgt ge- 
ändert; 

a) Hinter den Worten „interniert oder“ 
werden die Worte eingefügt „im An- 
schluß an die Kriegsgefangenschaft“. 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

„§ 230 Abs. 4 bleibt unberührt. Ergibt 
sich nach Antragstellung, daß die Vor- 
aussetzungen des § 230 Abs. 4 vor- 
liegen, gehen die Rechte aus der An- 
tragstellung auf die Erben über. So- 
weit jedoch Hausratentschädigung an 
den Antragsteller vorher ausgezahlt 
worden ist, hat es dabei sein Bewen- 
den.“ 

14. § 236 wird wie folgt geändert*. 

a) In Absatz 2 werden nach den Worten 
„in den Fällen des“ die Worte einge- 
fügt „§ 8 Abs. 1 Satz 3 und des“. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Wird durch spätere gesetzliche 
Regelung die Geltendmachung von 
Schäden zugelassen, kann Antrag auf 
Feststellung solcher Schäden nur inner- 
halb von 6 Monaten nach Ablauf des 
Monats gestellt werden, in dem die 
entsprechende gesetzliche Regelung in 
Kraft getreten ist. Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend.“ 

15. In § 240 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

16. § 244 wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle der Worte „vorbehalt- 
lich des § 258“ treten die Worte „vor- 
behaltlich der §§ 258, 278 und 283“. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Auf den Fiskus als gesetzlichen Erben 
geht der Anspruch nur insoweit über, 
als ohne seine Erfüllung Nachlaßver- 
bindlichkeiten nicht befriedigt werden 
könnten.“ 

17. In § 245 werden gestrichen: 

a) in Nr. 2 die Worte „oder um den 
diese Verbindlichkeiten aus den in 
§ 103 Abs. 2 Sätze 2 und 3 erwähnten 
Gründen herabgesetzt worden sind“, 


b) in Nr. 3 die Sätze 2 und 3. 

18. § 246 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird jeweils vor dem 
Wort „Geschädigte“ das Wort „un- 
mittelbar“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden in der Tabelle die 
Schadensgruppen 1 bis 13 durch die 
folgenden Schadensgruppen 1 bis 24 
ersetzt; die bisherigen Schadensgrup- 
pen 14 bis 27 werden Schadensgrup- 
pen 25 bis 38: 


chadens- 

gruppe 

Schadensbetrag 
in Reichsmark 

Grundbetrag in 
Deutscher Mark 

1 

5Ü0 

bis 

1 000 

800 

2 

1 001 

bis 

1 400 

1 000 

3 

1 4Ü1 

bis 

1 800 

1 200 

4 

1 801 

bis 

2 200 

1 350 

5 

2 201 

bis 

2 600 

1 500 

6 

2 601 

bis 

3 000 

1 650 

7 

3 001 

bis 

3 600 

1 850 

8 

3 601 

bis 

4 200 

2 050 

9 

4 201 

bis 

5 000 

2 300 

10 

5 001 

bis 

6 000 

2 600 

11 

6 001 

bis 

7 200 

2 950 

12 

7 201 

bis 

8 500 

3 300 

13 

8 501 

bis 

10 000 

3 600 

14 

10 001 

bis 

12 000 

4 000 

15 

12 001 

bis 

14 000 

4 400 

16 

14 001 

bis 

16 000 

4 700 

17 

16 001 

bis 

18 000 

5 000 

18 

18 001 

bis 

20 000 

5 300 

19 

20 001 

bis 

25 000 

5 900 

20 

25 001 

bis 

30 000 

6 500 

21 

30 001 

bis 

35 000 

7 000 

22 

35 001 

bis 

40 000 

7 500 

23 

40 001 

bis 

52 000 

8 500 

24 

52 001 

bis 

70 000 

9 800 


19. § 249 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird jeweils vor 
dem Wort „Geschädigten“ das Wort 
„unmittelbar“ eingefügt. 

b) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„2. um 10 vom Hundert derjenigen 
Entschädigungszahlungen in Reidis- 
mark, die für den Verlust des bei 
der Berechnung des Schadensbetra- 
ges berücksichtigten Vermögens ge- 
währt worden sind, es sei denn, 
daß die aus den Entschädigungs- 
zahlungen wiederbeschafften ent- 
sprechenden Wirtschaftsgüter durch 
Kriegsereignisse erneut verloren- 
gegangen sind;“. 

c) In Absatz 2 wird im zweiten Halb- 
satz das Wort „soweit“ ersetzt durch 
das Wort „wenn“. 
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20. Hinter § 249 wird folgender § 249 a ein- 
gefügt: 

„§ 249 a 

Altsparerzusdilag 

(1) Soweit die Hauptentschädigung zur 
Abgeltung von Verlusten an Ansprüchen 
(§ 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben c und d, 
§ 14) gewährt wird, die Sparanlagen 
im Sinne des § 2 Nr. 1 bis 6 des Alt- 
sparergesetzes sind und die dem un- 
mittelbar Geschädigten oder einem 
Rechtsvorgänger (§ 3 des Altsparerge- 
setzes) schon bei Beginn des 1. Januar 
1940 zugestanden haben, wird wegen die- 
ser Ansprüche zusätzlich ein Grundbetrag 
(Altsparerzuschlag) gewährt. Dieser be- 
trägt bei Sparanlagen, die nach den im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes gelten- 
den Umstell ungs Vorschriften im Verhält- 
nis 100 zu 10 umzustellen gewesen wären, 
10 vom Hundert der schon am 1. Januar 
1940 bestehenden Sparanlage, bei Spar- 
anlagen, die im Verhältnis 100 zu 6,5 um- 
zustellen gewesen wären, 13,5 vom Hun- 
dert der schon am 1. Januar 1940 be- 
stehenden Sparanlage. 

(2) Als bei Beginn des 1. Januar 1940 
bestehende Sparanlagen gelten, sofern 
nicht der Gesdiadigte den Nachweis eines 
höheren Betrages führt, 

1. Spareinlagen, Post- 
spareinlagen und 

Bausparguthaben 
mit 

2. Pfandbriefe, Ren- 

tenbriefe, Schiffs- 
pfandbriefe und 

Kommunalschuld- 
verschreibungen mit 

3. Ansprüche aus In- 
dustrieobligationen 
mit 

4. Ansprüche aus Le- 
bensversicherungs- 
verträgen mit 

5. sonstige privatrecht- 
liche Ansprüche, die 
durch Hypotheken, 

Grundschulden oder 
Rentenschulden ge- 
sichert waren, mit 100 vom Hundert 

des Betrages der Reichsmarksparanlage. 

(3) Der Altsparerzuschlag wird auch 
dann gewährt, wenn ein Grundbetrag in 


Auswirkung der Vorschriften der §§ 245 
bis 249 entfällt. Er wird linsoweit gekürzt, 
als durch seine Zurechnung der ohne die 
Anwendung des § 245 Nr, 3 auf die Spar- 
anlagen sich ergebende Grundbetrag über- 
schritten würde. Er Ist In den Fällen des 
§ 247 nach dem Verhältnis der Erbteile 
aufzuteilen; §§ 248 und 249 finden auf 
ihn keine Anwendung." 

21. In § 250 wird der bisherige einzige Satz 
Absatz 1; als Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Der nach den §§ 246 bis 249 a sich 
ergebende Grundbetrag wird auf volle 
10 Deutsche Mark aufgerundet (End- 
grundbetrag).“ 

22. In § 251 Abs. 1 werden nach den Worten 
„Der Anspruch auf Hauptentschädigung 
wird“ die Worte eingefügt „vorbehaltlich 
des § 278 Abs. 5 und des § 283 Abs. 4“. 

23. § 252 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Der Anspruch auf Hauptentschädi- 
gung ist spätestens bis zum 31. März 
1979 zu erfüllen.“ 

b) In Absatz 2 werden die Worte „nach 
Maßgabe des § 258“ ersetzt durch die 
Worte „nach Maßgabe der §§ 258, 
278 und 283“. 

24. In § 254 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Ein Aufbaudarlehen kann Perso- 
nen, die Vertreibungsschäden oder Kriegs- 
sachschäden geltend madien können, auch 
für den Bau einer Wohnung, insbesondere 
am Ort eines gesicherten Arbeitsplatzes, 
gewährt werden, wenn sie die Vorausset- 
zungen des §298 Nr. 2 erfüllen und wenn 
die Wohnung nach Größe und Ausstat- 
tung den Voraussetzungen des sozialen 
Wohnungsbaues nach den §§ 1 und 21 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes entspricht.“ 

25. An § 258 werden folgende Absätze 3 und 
4 angefügt: 

„(3) Die Anrechnung nach den Absät- 
zen 1 und 2 tritt nicht ein, soweit der Be- 
scheid über die Zuerkennung des An- 
spruchs auf Hauptentschädigung unter 
Vorbehalt (§ 335 a) erlassen ist. 

(4) Wird dem Geschädigten vor oder 
nach Bewilligung eines Aufbaudarlehens 
nach § 254 Kriegsschadenrente gewährt, 
so tritt die Anrechnung des Darlehens auf 
die Hauptentschädigung nach den Absät- 
zen 1 und 2 erst ein, nachdem die An- 


20 vom Hundert, 

80 vom Hundert, 
50 vom Hundert, 
60 vom Hundert, 
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redinung -der Kricgssdiadenrente auf die 
Hauptentschädigung nach den §§ 278 
Abs. 2 bis 4, 283 Abs. 2 und 3 durchge- 
führt ist. Die Anrechnung kann jedoch 
auf Antrag schon vor dem in Satz 1 fest- 
gesetzten Zeitpunkt vorgenommen wer- 
den, wenn offensichtlich eine Überzah- 
lung der Hauptentschädigung nicht zu er- 
warten ist.“ 

26. In § 262 werden die Worte „vorbehalt- 
lidi des § 290“ ersetzt durch die Worte 
„vorbehaltlich der §§ 290 und 350 a". 

27. § 265 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Erwerbsunfähigkeit im Sinne 
des Absatzes 1 muß spätestens ein Jahr 
nach dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes Vorgelegen haben. Antrag auf 
Kriegsschadenrente wegen Erwerbsun- 
fähigkeit im Sinne der Absätze 1 bis 3 
kann nur bis zum 31. Dezember 1955 
gestellt werden. Von Personen, die 
nach § 230 Abs. 2 antragsberechtigt 
sind und nach dem 31. Dezember 1954 
ständigen Aufenthalt dm Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes oder in Ber- 
lin (West) genommen haben, kann 
Antrag auf Kriegsschadenrente inner- 
halb eines Jahres vom Beginn des 
Monats ab gestellt werden, der auf die 
Aufenthaltnahme im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) folgt." 

b) In Absatz 5 wird Satz 2 durch die fol- 
genden Sätze ersetzt: 

„Im Bedarfsfälle ist ein Obergutachten 
einzuholen. Universitätskliniken sind 
auf Anforderung zur Erstellung sol- 
cher Obergutachten verpflichtet. Auf 
die Erstellung solcher Obergutachten 
sind die jeweils für die Durchführung 
des Bundesversorgungsgesetzes gelten- 
den Bestimmungen über die Sätze des 
ärztlichen Bundestarifs für das Ver- 
sorgungswesen anzuwenden. Das 
gleiche gilt, wenn zur Erstellung von 
Gutachten der Gesundheitsämter die 
gutachtliche Äußerung anderer Stellen 
erforderlich ist, die nicht zur unent- 
geltlichen Mitwirkung verpflichtet 
sind." 

28. § 266 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„oder im Währungsausgleich für Spar- 
guthaben Vertriebener gutgeschriebe- 
nen Betrags" ersetzt durch die Worte 


„oder nach § 3 Abs. 1 des Währungs- 
ausgleichsgesetzes gutgeschriebenen Be- 
trags". 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 die 
Worte „der §§ 246 bis 249“ ersetzt 
durch die Worte „der §§ 246, 248, 249 
und 250 Abs. 2“. 

c) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen; 
der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

29. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unterhaltshilfe wird gewährt, 
wenn die Einkünfte des Berechtigten 
(§ 261) insgesamt 100 Deutsche Mark 
monatlich nicht übersteigen. Dieser Be- 
trag erhöht sich für den nicht dauernd 
von ihm getrennt lebenden Ehegatten 
um 50 Deutsche Mark und für jedes 
Kind im Sinne des § 265 Abs. 2, so- 
fern es von dem Berechtigten über- 
wiegend unterhalten wird, um 35 Deut- 
sche Mark monatlich. Sind allein- 
stehende Berechtigte oder bei nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
beide infolge körperlicher oder geisti- 
ger Gebrechen so hilflos, daß sie nicht 
ohne fremde Wartung und Pflege be- 
stehen können und erhöhen sich ihre 
Aufwendungen durch Halten einer 
Pflegeperson, die zu ständiger War- 
tung und Pflege zur Verfügung steht, 
so erhöht sich der Einkommenshöchst- 
betrag um eine Pflegezulage von 
50 Deutsche Mark monatlich; bei 
Heimunterbringung ermäßigt sich 
diese Zulage auf 20 Deutsche Mark.“ 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a wird 
das Wort „stets“ durch das Wort 
„mindestens" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Nr. 2 erhält Buchstabe c 
folgende Fassung: 

„c) Personen, 'die weder eine Pflege- 
zulage nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz noch ein Pflegegeld 
nach der Reichsversicherungsord- 
nung beziehen, aber infolge kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechen 
so hilflos sind, daß sie nicht ohne 
fremde Wartung und Pflege be- 
stehen können, stets 

einen Freibetrag von 75 DM mo- 
natlich;" 

d) In Absatz 2 Nr. 2 wird an Buch- 
stabe d nach einem Komma angefügt: 
„sowie Eltern oder Elternteile, die eine 
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Elternrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, nach den Gesetzen zur 
Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts oder aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung beziehen, 
bei einem Elternteil einen Frei- 
betrag von 20 DM monatlich, 
bei einem Elternpaar einen Frei- 
betrag von 30 DM monatlich; 
die Freibeträge erhöhen sich um die 
Beträge, um die sich aus Anlaß des 
Verlustes mehrerer Kinder die Eltern- 
rente nach dem Bundesversorgungsge- 
setz erhöht." 

e) In Absatz 2 Nr. 5 werden hinter den 
Worten „20 Deutsche Mark“ nach 
einm Komma die Worte eingefügt 
„für das dritte und jedes weitere Kind 
von 25 Deutsche Mark“. 

f) In Absatz 2 Nr. 6 wird vor dem Wort 
„Ruhegeldern“ eingefügt „Angestell- 
tenrenten,“; außerdem werden ersetzt 
die Worte „5 DM“ durch die Worte 
„10 DM“, 

die Worte „4 DM“ durch die Worte 
„8 DM“, 

die Worte „2 DM“ durch die Worte 
„4 DM“. 

30. § 269 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte 
„85 Deutsche Mark“ ersetzt durch die 
Worte „100 Deutsche Mark“. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Unterhaltshilfe erhöht sich 
um monatlich 50 Deutsche Mark für 
den nicht dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten und um monatlich 35 Deut- 
sche Mark für jedes Kind im Sinne 
des § 265 Abs. 2, sofern es von dem 
Berechtigten überwiegend unterhalten 
wird; im Falle des § 267 Abs. 1 Satz 3 
erhöht sich die Unterhaltshilfe um eine 
Pflegezulage von 50 Deutsche Mark, 
bei Heimunterbringung von 20 Deut- 
sche Mark monatlich.“ 

31. § 272 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 erhält Halbsatz 2 
folgende Fassung: 

„bei Kriegssachgeschädigten, Ostgeschä- 
digten und Sparern ist das Vorliegen 
dieser Voraussetzung stets dann anzu- 
nehmen, wenn der nach § 266 sich er- 
gebende Grundbetrag 3 600 Deutsche 
Mark erreicht“. 


b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Bezieht ein Empfänger von 
Unterhaltshilfe im Zeitpunkt seines 
Todes Zuschläge für Kinder im Sinne 
des § 265 Abs. 2 und werden diese 
durch den Todesfall Vollwaisen, so 
treten sie bis zur Vollendung des 15. 
oder, wenn sie noch in Ausbildung ste- 
hen, des 19. Lebensjahres an die Stelle 
des Verstorbenen; sie erhalten die in 
§ 275 festgesetzten Beträge. Absatz 2 
Satz 1 gilt entsprechend.“ 

32. In § 273 Abs. 2 Satz 2 werden nach den 
Worten „oder der alleinstehenden Toch- 
ter“ nach einem Komma die Worte ein- 
gefügt „im Falle des § 272 Abs. 3 bis zum 
Tode der Vollwaisen, längstens bis zur 
Erreichung der Altersgrenzen.“ 

33. § 274 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhalten die Eingangs- 
worte folgende Fassung: 

„(1) Beruht der Anspruch des Be- 
rechtigten auf einem Sparerschaden, 
der durch Nichtumstellung von An- 
sprüchen auf Bezug oder Wiederbezug 
von Vorzugsrente oder durch Einstel- 
lung der Zahlung von Liquidations- 
renten des ersten Weltkrieges oder 
von Reichszuschüssen an Kleinrentner 
entstanden ist (§15 Abs, 3), “ 

b) In Absatz 2 treten an die Stelle des 
Satzes 1 folgende Sätze; der bisherige 
Satz 2 wird Satz 4: 

„Der Berechtigte erhält Unterhalts- 
hilfe in Höhe der weggefallenen mo- 
natlichen Zahlung zuzüglich 20 vom 
Hundert, höchstens jedoch in Höhe 
der Sätze der Unterhaltshilfe nach 
§ 269; hierbei wird, falls der Berech- 
tigte eine einfache Vorzugsrente be- 
zogen hat, die weggefallene monatliche 
Zahlung mit 125 vom Hundert, oder, 
falls er am Währungsstichtag über 
65 Jahre alt war, mit 150 vom Hun- 
dert angesetzt. Durch Inansprudi- 
nahme der Unterhaltshilfe erlisdit die 
der Vorzugsrente zugrunde liegende 
Anleiheablösungsschuld mit Aus- 
losungsrechten. Als weggefallene Zah- 
lung gilt bei Kleinrentnern ein Betrag 
von monatlich 20 Reichsmark für den 
Alleinstehenden und von 30 Reichs- 
mark für den Verheirateten.“ 
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c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Trifft mit einem Sparerschaden 
der in Absatz 1 genannten Art ein an- 
derer Schaden, der einen Anspruch auf 
Unterhaltshiilfe begründet, zusammen, 
so hat der Berechtigte die Wahl, ob er 
wegen seiner anderen Schäden Kriegs- 
schadenrente nach den allgemeinen 
Vorschriften oder wegen der in Ab- 
satz 1 genannten Schäden die Sonder- 
regelung nach den Absätzen 1 und 2 
in Anspruch nehmen will.“ 

34. In § 275 Abs. 1 werden 

a) vor dem Wort „Vollwaisen“ die 
Worte „Unmittelbar geschädigte“ ein- 
gefügt, 

b) die Worte „45 Deutsche Mark“ ersetzt 
durch die Worte „55 Deutsche Mark“. 

35. § 276 erhält folgende Fassung: 

4 276 

Krankenversorgung 

(1) Empfänger von Unterhaltshilfe und 
von Beihilfen zum Lebensunterhalt nach 
§ 301 erhalten als zusätzliche Leistung im 
Falle der Krankheit ambulante ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung einschließ- 
lich Zahnersatz, Arzneien, Verband- und 
Heilmittel sowie Krankenhausbehandlung 
nach Art und Umfang der Leistungen der 
öffentlichen Fürsorge. Die Krankenver- 
sorgung nach Satz 1 umfaßt auch die An- 
gehörigen, für die nach § 269 Abs. 2 Zu- 
schläge gewährt werden, im Falle des §274 
den nicht dauernd getrennt lebenden Ehe- 
gatten. Die Krankenversorgung entfällt, 
solange Krankenhilfe nach den Vorschrif- 
ten der Sozialversicherung oder anderen 
gesetzlichen Vorschriften gewährt wird 
oder wenn nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz ein Anspruch auf entsprechende 
Leistungen besteht. 

(2) Soweit der Empfänger von Unter- 
haltshilfe mit seinen in Absatz 1 genann- 
ten Angehörigen freiwillig bei einer ge- 
setzlichen Krankenkasse, einer Ersatzkasse 
oder bei einem privaten Versicherungs- 
unternehmen gegen Krankheit versichert 
ist, kann er beantragen, daß ihm anstelle 
der Krankenversorgung zur Fortsetzung 
seiner Versicherung ein Betrag von mo- 
natlich 6 Deutsche Mark zuzüglich der auf 
die mitversicherten Angehörigen entfal- 
lenden Prämienzuschläge ersetzt wird. 

(3) Die Krankenversorgung obliegt den 
Fürsorgeverbänden, die auch die Kosten 


der Krankenversorgung tragen. Der Aus- 
gleichsfonds erstattet von diesen Kosten 
25 vom Hundert; der verbleibende Betrag 
wird vom Bund, den Ländern einschließ- 
lich des Landes Berlin und den Gemein- 
den (Gemeindeverbänden) in dem Ver- 
hältnis übernommen, in dem die im Rah- 
men der Kriegsfolgenhilfe anfallenden 
Fürsorgekosten verrechnet werden. Die 
für die öffentliche Fürsorge geltende Re- 
gelung der Zuständigkeit und des für- 
sorgerechtlichen Erstattungs Verfahrens fin- 
det Anwendung. 

(4) Wird Krankenhausbehandlung ge- 
währt und dauert diese länger als 30 Tage, 
so werden von der Unterhaltshilfe von 
dem auf das Ende dieses Zeitraumes fol- 
genden Monatsersten ab bis zur Höhe des 
tatsächlichen Aufwands des Fürsorgever- 
bandes bei einem untergebrachten allein- 
stehenden Berechtigten 40 Deutsche Mark, 
bei untergebrachten nicht dauernd ge- 
trennt lebenden Ehegatten je 30 Deutsdie 
Mark, bei untergebrachten Kindern und 
Vollwaisen je 20 Deutsche Mark monat- 
lich, höchstens jedoch der Auszahlungsbe- 
trag der Unterhaltshilfe einbehalten und 
an die Fürsorgeverbände (Absatz 3) über- 
wiesen. Bei Entlassung in der ersten Hälfte 
des Kalendermonats wird für diesen ein 
Betrag nicht einbehalten; bei Entlassung 
in der zweiten Hälfte des Kalendermonats 
ermäßigt sidi der Einbehaltungsbetrag auf 
die Hälfte. Die Vorschriften des Fürsorge- 
rechts über die Inanspruchnahme von an- 
deren Einkünften gelten entsprechend, so- 
weit die in Satz 1 und 2 genannten Be- 
träge den Auszahlungsbetrag der Unter- 
haltshilfe übersteigen. Die Kosten der 
Krankenversorgung (Absatz 3) vermin- 
dern sich um die einbehaltenen oder sonst 
nach Fürsorgerecht in Anspruch genom- 
menen Beträge. Im Falle des § 274 kön- 
nen die Unterhaltshilfe oder die sonstigen 
Einkünfte bis zum Betrag von 36 Deut- 
sche Mark monatlich nicht in Anspruch 
genommen werden. In Härtefällen kann 
das Ausgleichsamt mit Zustimmung des 
zuständigen Fürsorgeverbandes von der 
Einbehaltung nach Satz 1 ganz oder zum 
Teil absehen; ebenso kann der Fürsorge- 
verband bei der Inansprudmahme von 
sonstigen Einkünften nach Satz 3 verfah- 
ren. 

(5) Entscheidungen der Fürsorgever- 
bände über Art und Umfang der Leistun- 
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gen der Krankenversorgung unterliegen 
'dem gleichen Rechtsmittelverfahren wile 
Entscheidungen nach dem Fürsorgerecht. 

(6) Durch Rechtsverordnung kann N’ä^ 
heres zur Durchführung der Krankenver- 
sorgung bestimmt werden.“ 

36. § 278 erhält folgende Fassung: 

4 278 

Verhältnis zur Hauptentschädigung 

(1) Wird Unterhaltshilfe auf Lebenszeit 
gewährt, gilt der Grundbetrag der Haupt- 
entschädigung iin Höhe von 3700 Deut- 
sche Mark als vorläufig in Anspruch ge- 
nommen (Sperrbetrag). Hat der Berech- 
tigte 'das 65. Lebensjahr vollendet, so 
beträgt der Sperrbetrag 


bei Voll- und einem monatlichen Auszahlungs- 
endung des betrag der Unterhaltshilfe 

Lebensjahres: i - i • l . 

bis bis bis über 

30 DM 50 DM 100 DM 100 DM 



DM 

DM 

DM 

DM 

65 

2 600 

3 000 

3 400 

3 700 

70 

2 200 

2 600 

3 000 

3 400 

75 

1 800 

2 200 

2 600 

3 000 

80 

1 500 

1 800 

2 200 

2 600 


Maßgebend für die Höhe des Sperrbetra- 
ges sind das Lebensalter des Berechtigten 
in dem Zeitpunkt, von dem ab ahm erst- 
malig Untcrhaltshilfe nach diesem Gesetz 
zuerkannt worden ist und der Auszah- 
lungsbetrag der Unterhaltshilfe 

1. bei Berechtigten, die mit Wirkung vom 
1. Januar 1955 oder von einem frühe- 
ren Zeitpunkt ab erstmalig Unterhalts- 
hilfe erhalten haben, im Durchschnitt 
der ersten drei Monate des Kalender- 
jahres 1955 oder, wenn die Unterhalts- 
hilfe in einem dieser Monate geruht hat, 
der drei nach Wiederaufnahme der 
Zahlungen nächstfolgenden Monate, 

2, bei Berechtigten, die mit Wirkung von 
einem späteren Zeitpunkt als dem 1. Ja- 
nuar 1955 ab in die Unterhaltshilfe erst- 
malig eingewiesen worden sind oder 
werden, in der bei der erstmaligen Ein- 
weisung sich ergebenden Höhe. 

(2) Die nach diesem Gesetz und nach 
dem Soforthilfegesetz dem Berechtigten 
und den an seine Stelle tretenden Perso- 
nen geleisteten Zahlungen an Unterhalts- 
hilfe oder Unterhaltszuschuß einschließ- 
lich der Teuerungszuschräge nach dem So- 


forthilfeanpassungsgesetz werden mit dem 
in Anwendung des § 273 Abs. 2 Satz 1 
sich ergebenden Betrage auf den Grund- 
betrag der Hauptentschädigung angerech- 
net, Dies gilt auch dann, wenn der Grund- 
betrag nach § 266 Abs. 2 höher ist als der 
Grundbetrag der Hauptentschädigung. 
Die Anrechnung ist durch Bescheid vorzu- 
nehmen, wenn die Unterhaltshilfe auf 
Dauer endet oder nach § 291 Abs. 2 ein- 
gestellt wird. Endet die Unterhaltshilfe 
nach § 273 Abs. 2 wegen Erreichung des 
Grundbetrags, gilt der Grundbetrag der 
Hauptentschädigung in voller Höhe als 
getilgt. 

(3) Anzurechnen nach Absatz 2 ist auf 
die Grundbeträge der Hauptentschädi- 
gung, die sich für die Schäden des unmit- 
telbar Geschädigten und seines Ehegatten 
ergeben. Das gilt auch dann, wenn die 
Ansprüche auf Hauptentschädigung ln der 
Person von Dritten entstanden sind. Ist 
hiernach auf mehrere Grundbeträge der 
Hauptentschädigung anzurechnen, erfolgt 
die Anrechnung nadi dem Verhältnis die- 
ser Grundbeträge. 

(4) Für die Dauer der Zahlung von 
Unterhaltshilfe gilt der Zinszuschlag zur 
Hauptentschädigung nach § 251 Abs. 1 
für den nach den Absätzen 2 und 3 ge- 
tilgten Grundbetrag der Hauptentschä- 
digung als erfüllt. 

(5) Ansprüche auf Hauptentschädigung, 
auf die nach den Absätzen 2 und 3 anzu- 
rechnen ist, können vor der Anrechnung 
nur Insoweit erfüllt werden, als dies 
offensichtlich nicht zu einer Überzahlung 
der Hauptentschädigung führen kann.“ 

37. § 279 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Entschädigungsrente wird gewährt, 
wenn die Einkünfte des Berechtigten ins- 
gesamt 250 Deutsche Mark monatlich 
nicht übersteigen. Dieser Betrag erhöht 
sich für den nicht dauernd von ihm ge- 
trennt lebenden Ehegatten um 75 Deut- 
sche Mark monatlich und für jedes Kind 
im Sinne des § 267 Abs. 1 um 35 Deutsche 
Mark monatlich; im Falle des § 267 Abs. 1 
Satz 3 erhöht sidi der ElnkommenshÖchst- 
betrag ferner um eine Pflegezulage von 
50 Deutsche Mark, bei Heimunterbrin- 
gung von 20 Deutsche Mark monatlich. 
Bei Vollwaisen (§ 265 Abs, 3) beträgt der 
Einkommenshöchstbetrag 100 Deutsche 
Mark monatlich.“ 
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38. § 280 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„(1) Die Entschädigungsrentc be- 
trägt vorbehaltlich des § 282 Abs. 2 
Satz 2 jährlich 4 vom Hundert des 
Grundbetrags (§ 266 Abs. 2). Wird 
Entschädigungsrente neben Unter- 
haltshilfe gewährt, beträgt sie 4 vom 
Hundert des Grundbetrags, soweit 
dieser die in § 278 Abs. 1 bestimmten 
Sperrbeträge übersteigt; liegen dem 
Grundbetrag überwiegend Sparerschä- 
den zugrunde, erhöhen sich die Sperr- 
beträge um 30 vom Hundert. 

(2) Der Hundertsatz der Entschädi- 
gungsrente nach Absatz 1 erhöht sich, 
wenn der Berechtigte in dem Zeit- 
punkt, von dem ab er erstmalig Ent- 
schädigungsrente erhält, ein höheres 
als das 65. Lebensjahr vollendet hatte, 
um je 1 vom Hundert für jedes wei- 
tere in diesem Zeitpunkt vollendete 
Lebensjahr. Der Hundertsatz beträgt 
jedoch mindestens 
bei Personen, die un- 
ter § 267 Abs. 2 
Nr. 2 a und b fallen 
und die 80 vom 
Hundert oder mehr 
erwerbsbeschränkt 

sind, 6 vom Hundert, 

bei Personen, die eine 
Pflegezulage nach 
dem Bundesversor- 
gungsgesetz oder ein 
Pflegegeld nach der 
Reichsversicherungs- 
ordnung beziehen 
oder die unter § 267 
Abs. 2 Nr. 2 c fallen, 8 vom Hundert." 

b) Folgender Absatz 5 wird neu ange- 
fügt: 

„(5) Entschädigungsrente wird nicht 
gewährt, wenn sich nach den Absätzen 
1 bis 4 ein Auszahlungsbetrag von 
weniger als 2 Deutsche Mark monat- 
lich ergeben würde." 

39. In § 281 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„neben den Voraussetzungen der Gewäh- 
rung von Unterhaltshilfe" gestrichen. 

40. § 282 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Überschrift wird ersetzt 
durch die Worte: 


„Besondere Voraussetzungen 
der Entschädigungsrente" 

b) In Absatz 1 werden die Worte „neben 
der Unterhaltshilfe" durch die Worte 
„nur neben Unterhaltshilfe auf Le- 
benszeit" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Liegen dem Grundbetrag über- 
wiegend Sparerschäden zugrunde, so 
wird Entschädigungsrente allein nur 
gewährt, wenn der Grundbetrag die 
In § 278 Abs. 1 Satz 2 für einen Aus- 
zahlungsbetrag bis 30 DM festgesetz- 
ten, um 30 vom Hundert erhöhten 
Beträge erreicht. Maßgebend ist dabei 
das Lebensalter des Berechtigten in 
dem Zeitpunkt, von dem ab er erst- 
malig Entschädigungsrente erhält." 

41. § 283 erhält folgende Fassung: 

4 283 

Verhältnis zur Hauptentschädigung 

(1) Wird Entschädigungsrente gewährt, 
gilt der Grundbetrag der Hauptentschä- 
digung als in voller Höhe vorläufig in An- 
spruch genommen (Sperrbetrag). Ist der 
Auszahlungsbetrag der Entschädigungs- 
rente bei der erstmaligen Einweisung ge- 
ringer als die volle, nach § 280 Abs. 1 
und 2 sich ergebende Entschädigungsrente, 
ermäßigt sich der Sperrbetrag in dem Ver- 
hältnis, in dem der Auszahlungsbetrag zur 
vollen Entsdiädigungsrente steht. 

(2) Die an den Berechtigten und die an 
seine Stelle tretende Ehefrau geleisteten 
Zahlungen an Entschädigungsrente wer- 
den auf den Anspruch auf Hauptentschä- 
digung nach § 251 Abs. 1 in voller Höhe 
angerechnet; die Anrechnung auf den 
Zinszuschlag (§ 251 Abs. 1 Halbsatz 2) 
hat dabei den Vorrang. Dies gilt auch 
dann, wenn der Grundbetrag nach § 266 
Abs. 2 höher ist als der Grundbetrag der 
Hauptentschädigung. Die Anrechnung ist 
durch Bescheid vorzunehmen, wenn die 
Entschädigungsrente auf Dauer endet oder 
nach § 291 Abs. 2 eingestellt wird. Der 
Anspruch auf Hauptentschädigung gilt In 
Höhe des Anrechnungsbetrages als im 
Zeitpunkt des Wegfalls der Entschädi- 
gungsrente erfüllt. 

(3) Anzurechnen nach Absatz 2 ist auf 
die Grundbeträge der Hauptentschädi- 
gung, die sich für die Schäden des unmit- 
telbar Geschädigten und seines Ehegatten 
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ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die 
Ansprüche auf Hauptentschädigung in der 
Person von Dritten entstanden sind. Ist 
hiernach auf mehrere Grundbeträge der 
Hauptentschädigung anzurechnen, erfolgt 
die Anrechnung nach dem Verhältnis 
dieser Grundbeträge. 

(4) Ansprüche auf Hauptentsdiädigung, 
auf die nach den Absätzen 2 und 3 anzu- 
redinen ist, können vor der Anrechnung 
nur insoweit erfüllt werden, als dies 
offensichtlich nicht zu einer Überzahlung 
der Haupt ent Schädigung führen kann.“ 

42. § 284 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter den Wor- 
ten „Existenzgrundlage festgestellt“ 
die Worte eingefügt „und wirkt sich 
dieser Verlust noch aus“. 

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung: 

„(2) § 280 Abs. 3 bis 5 gelten ent- 
sprechend.“ 

43. § 285 erhält folgende Fassung: 

„§ 285 

Dauer der Entschädigungsrente 

fl) Die Entschädigungsrente wird auf 
Lebenszeit, an Vollwaisen längstens bis 
zu dem in 275 Abs. 2 bestimmten Zeit- 
punkt gewährt. 

(2) Ist der Berechtigte im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes verheiratet, 
so tritt seine nicht dauernd von ihm ge- 
trennt lebende Ehefrau, falls sie vor dem 
1. Januar 1895 geboren ist oder Im Zeit- 
punkt des Todes des Ehegatten das 
60. Lebensjahr vollendet hat oder er- 
werbsunfähig im Sinne des § 265 ist, beim 
Tode des Berechtigten ohne neuen Antrag 
an seine Stelle. In diesem Falle endet die 
Entschädigungsrente mit dem Tode der 
Ehefrau.“ 

44. In § 288 Abs. 1 wird hinter den Worten 
„vom folgenden Monatsersten ab“ nach 
einem Komma eingefügt „bei Renten- 
zahlungen jedoch vom Zeitpunkt ihrer 
Gewährung ab“. 

45. § 290 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird an Satz 1 nach einem 
Komma folgender Halbsatz angefügt; 
„soweit nach diesen Gesetzen oder 
nach allgemeinem Verwaltungsrecht 
ein Rückforderungsanspruch besteht.“ 

b) An Absatz 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 


„Soweit nach den Sätzen 2 bis 4 eine 
Verrechnung nicht möglich Ist, ist der 
Grundbetrag (§ 266 Abs. 2) um die 
Überzahlung zu kürzen.“ 

c) In Absatz 3 erhält Satz 1 folgende 
Fassung; 

„(3) Die Träger der Sozialversiche- 
rung und die ihnen nach § 18 Abs. 1 
Nr. 16 gleichgestellten Verbände und 
Einrichtungen sowie alle Dienststellen 
und Kassen der öffentlichen Hand, 
Insbesondere die Versorgungsdienst- 
stellen und Versorgungskassen, sind 
verpflichtet, die Auszahlung von Ren- 
tenleistungen, die den Beziehern von 
Unterhaltshilfe für zurückliegende 
Monate bewilligt werden, unmittelbar 
an den Ausgleichsfonds zu bewirken, 
soweit diese Leistungen nach § 270 auf 
die Unterhaltshilfe anzurechnen sind 
oder nach Soforthilferecht auf die 
Unterhaltshilfe anzurechnen waren; 
der Anspruch auf Rentennachzahlung 
geht insoweit auf den Ausgleichsfonds 
über.“ 

46. § 291 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„deren Grundbetrag die nicht zurück- 
erstatteten Darlehensbeträge min- 
destens um 5000 Deutsche Mark über* 
steigt“ ersetzt durdi die Worte „deren 
Grundbetrag die nicht zurückerstat- 
teten Darlehensbeträge mindestens um 
die in § 278 Abs. 1, § 283 Abs. 1 be- 
stimmten Beträge übersteigt.“ 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Aufbaudarlehen nach § 254 
Abs. 2 und 3 und Aufbaudarlehen zur 
Förderung einer landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsstelle können auch 
neben Kriegsschadenrente gewährt 
werden. Satz 1 gilt sinngemäß, wenn 
Leistungen nach den Vorschriften des 
Flüchtlingssiedlungsgesetzes zur Förde- 
rung einer landwirtschaftlichen Neben- 
erwerbsstelle gewährt worden sind.“ 

47. § 292 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Ist Unterbringung in einer Anstalt 
oder in Pflege gewährt worden, hat 
der Fürsorgeverband für den Nadi- 
zahlungszeitraum das Tasdiengeld 
nach den Sätzen des Absatzes 4 zu ge- 
währen.“ 
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b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Bel Unterbringung des Berech- 
tigten oder seiner nach § 269 Abs. 2 
zusdilagsberechtlgten Angehörigen, im 
Falle des § 274 seines nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten, In An- 
stalts- oder Heimpflege kann der Für- 
sorgeverband zum Ersatz seiner Auf- 
wendungen laufende Zahlungen von 
Kriegsschadenrente wie folgt auf sich 
überleiten: 

1. Wird Unterhaltshilfe gewährt, kann 
der Anspruch bis zur vollen Hohe 
des für die untergebrachte Person 
oder die untergebrachten Ehegatten 
In Betracht kommenden Satzes der 
Unterhaltshilfe, im Fall des Ab- 
satzes 2 Nr. 1 jedoch nur in Höhe 
des 36 Deutsche Mark übersteigen- 
den Betrages übergeleitet werden; 
bei nicht dauernd getrennt leben- 
den Ehegatten gilt als Satz der Un- 
terhaltshilfe der Zusdilagsbetrag 
nach § 269 Abs. 2 auch dann, wenn 
der Berechtigte selbst, nicht jedoch 
sein Ehegatte in Anstalts- oder 
Heimpflege untergebradit ist. 

2. Wird Entschädigungsrente allein 
oder neben Unterhaltshilfe gewährt, 
kann der nicht unter Absatz 2 Nr. 2 
oder 3 fallende Teil der Entschädi- 
gungsrente, bei Vorauszahlungen 
auf Entschädigungsrente nach § 281 
der Betrag von 20 Deutsche Mark 
übergeleitet werden. 

Der Fürsorgeverband zahlt, soweit 
nicht Unterhaltshilfe nach § 274 ge- 
währt wird oder soweit nicht schon 
ein entsprechender Betrag aus dem 
nicht in Anspruch genommenen Teil 
der Entschädigungsrente oder der 
Vorauszahlungen zur Verfügung steht, 
der untergebrachten Person zur 

Deckung kleinerer persönlicher Be- 
dürfnisse ein monatliches Tasdiengeld 
in folgender Höhe: 
einem alleinste- 
henden Berech- 
tigten oder einem 

Ehegatten 17 Deutsche Mark, 

gemeinsam unter- 
gebrachten Ehe- 
gatten 25 Deutsche Mark, 

Kindern und Voll- 
waisen je 5 Deutsche Mark. 


Ist der Auszahlungsbetrag der Unter- 
haltshilfe oder der Entschädigungs- 
rente oder beider Leistungen zusam- 
men geringer als das Taschengeld, so 
erstattet der Ausgleichsfonds dem 
Fürsorgeverband für den Berech- 
tigten oder seinen Ehegatten 5 Deut- 
sche Mark, für Ehepaare 7,50 Deutsche 
Mark und für Kinder oder Vollwaisen 
je 2 Deutsche Mark monatlich.“ 

48. In § 295 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgen- 
der Satz eingefügt; der bisherige Satz 2 
wird Satz 3: 

„Die Zuschläge werden auch für Fami- 
lienangehörige gewährt, die nach dem 
1. April 1952 unter den Voraussetzun- 
gen des § 230 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 In den 
Haushalt des Geschädigten aufgenom- 
men worden sind.“ 

49. In § 298 erhalten die einleitenden Worte 
folgende Fassung: 

„Wohnraumhilfe kann Vertriebenen und 
Krlegssachgeschädlgten sowie Personen, 
die Leistungen nach § 301 erhalten kön- 
nen, gewährt werden, wenn “ 

50. § 301 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Sowjetzonenflüchtlingen und ihnen 
gleichgestellten Personen (Absatz 1 
Satz 2) werden nach Maßgabe der ver- 
fügbaren Mittel des Härtefonds Bei- 
hilfen entsprechend den Voraus- 
setzungen und Grundsätzen gewährt, 
die für die vergleichbaren Hilfen an 
Geschädigte im Sinne dieses Gesetzes 
gelten.“ 

b) In Absatz 4 wird Satz 2 gestrichen. 

51. In § 314 Abs. 1 erhält Satz 3 folgende 
Fassung: 

„Vom Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte werden 
fünf Vertreter auf Vorschlag der von ihm 
anerkannten Vertriebenenverbände, fünf 
weitere Vertreter auf Vorschlag der von 
Ihm anerkannten Kriegssachgeschädigten- 
verbände ernannt.“ 

52. § 323 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Bei der Berechnung des Ertrages aus 
der Hypothekengewinnabgabe nach 
Satz 1 werden Beträge, die auf Grund 
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der vorzeitigen Ablösung der Hypo- 
thekengewinnabgabe aufkommen, je 
mit 5 vom Hundert ah Ertrag <les 
Ablösungsjahres und der 19 folgenden 
Rechnungsjahre angesetzt.“ 
b) Absatz 3 erhalt folgende Fassung: 

„(3) Für den Härtefonds (§ 301) 
und für sonstige Förderungsmaßnah- 
men (§ 302) werden Mittel des Aus- 
gleichsfonds nur bis zum Ablauf des 
auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
folgenden zehnten Rechnungsjahres 
bereitgestellt; für den Härtefonds darf 
der jährlich bereit zu stell ende Betrag 
100 Millionen Deutsche Mark nicht 
übersteigen.“ 

53. An § 324 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt; 

„(4) Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts wird ermächtigt, zur vorübergehen- 
den Verstärkung der Betriebsmittel seiner 
Zentralkasse Mittel bis zur Höhe von 
200 Millionen Deutsche Mark im Wege 
des Kredits zu beschaffen.“ 

54. In § 334 erhält Absatz 3 folgende 

Fassung: 

„(3) Im Verfahren vor den Verwal- 
tungsgerichten der Länder werden Ge- 
bühren in Höhe des Mindestsatzes erho- 
ben. Im Verfahren vor dem Bundesver- 
waltungsgeridit ermäßigen sich die Ge- 
bühren auf ein Viertel.“ 

55. Nach § 335 wird folgender § 335 a neu 
eingefügt: 

335 a 

Bescheid unter Vorbehalt 

(1) Der Besdieid oder der Teilbescheid 
kann in vollem Umfang oder hinsichtlich 
bestimmter Teile unter dem ausdrück- 
lichen Vorbehalt der Änderung oder der 
Rücknahme erlassen werden, wenn der 
Antragsteller an der alsbaldigen Erteilung 
eines solchen Bescheids ein bereditigtes 
Interesse hat. Voraussetzung ist, daß der 
Bescheid über die Schadensfeststellung 
nach dem Feststellungsgesetz ebenfalls un- 
ter Vorbehalt ergangen ist oder eine Be- 
rechnung der genauen Höhe des An- 
sprudis, insbesondere im Hinblick auf die 
Vorschriften der §§ 245 Nr. 2, 249 oder 
266 noch nicht möglich ist und daher der 
Bescheid ohne Vorbehalt nodi nicht er- 
lassen werden kann. Aus dem Bescheid 
müssen sich Inhalt und Ausmaß des Vor- 


behalts ergeben. Ist die Ungewißheit be- 
seitigt, ist dem Antragsteller insoweit ein 
abschließender Bescheid zu erteilen. 

(2) Unberührt bleiben die Vorschriften 
dieses Gesetzes und die Grundsätze des 
allgemeinen Verwaltungsrechts, nach 
denen Bescheide ohne ausdrücklichen Vor- 
behalt geändert, zurückgenommen oder 
sonst aufgehoben werden können.“ 

56. § 339 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Re- 
vision beim Bundesverwaltungsgericht“ 
ersetzt durch die Worte „Revision an 
das Bundesverwaltungsgericht “ . 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Berufung gegen die End- 
entscheidung und die Besdiwerde ge- 
gen andere Entscheidungen des Ver- 
waltungsgerichts sind ausgesdilossen.“ 

57. § 345 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung; 

„(1) Über den Antrag auf Gewäh- 
rung von Eingliederungsdarlehen 
(§§ 253 ff.), Hausrathilfe (§ 297 
Abs. 2), Leistungen aus dem Härte- 
fonds (§ 301) und Leistungen auf 
Grund sonstiger Förderungsmaßnah- 
men (§ 302) entscheidet der Leiter des 
Ausgleichsamts durch Bescheid; bei 
Anträgen auf Gewährung von Ein- 
gliederungsdarlehen, Leistungen aus 
dem Härtefonds und auf Grund 
sonstiger Förderungsmaßnahmen ist 
der Ausgleichsausschuß vor der Ent- 
scheidung zu hören.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Sind nach allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften die Voraussetzun- 
gen für eine verwaltungsgerichtliche 
Klage gegen die Entscheidung des 
Beschwerdeausschusses gegeben, so gel- 
ten die §§ 338 ff. entsprechend.“ 

58. In § 346 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Dabei ist, soweit In § 345 die Anhörung 
des Ausgleichsaulsschusses vorgeschrieben 
ist, sicherzustellen, daß Vertreter der 
Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten 
vor der Entscheidung gehört werden.“ 

59. In § 347 Satz 4 werden die Worte „so 
gilt § 339 entsprechend“ ersetzt durch die 
Worte „so gelten die §§ 338 ff. ent- 
sprechend.“ 
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60. In § 348 Abs. 2 treten an die Stelle des 
Satzes 1 folgende Sätze: 

„Die Mittel sind von den Ländern als 
ersten Darlehnsnehmern dem Ausgleichs- 
fonds gegenüber derart zu tilgen, daß die 
Tilgung bis 1979 abgeschlossen ist. Die bis 
zum Ablauf des Rechnungsjahres 1954 
abgerufenen Mittel sind ln den Rech- 
nungsjahren 1955 bis 1957 mit je 6 vom 
Hundert und ab 1958 bis auf weiteres mit 
je 5 vom Hundert, die ab Rechnungsjahr 
1955 abgerufenen Mittel bis auf weiteres 
mit je 5 vom Hundert zu tilgen.“ 

61. Hinter § 350 werden die folgenden 

§§ 350 a, 350 b und 350 c neu eingefügt: 

„§ 350 a 

Erstattung und Verrechnung von 
Ausgleichsleistungen 

(1) Empfänger von Ausgleichsleistungen 
sind verpflichtet, zuviel erhaltene Beträge 
an den Ausgleichsfonds zurückzuerstat- 
ten, soweit nach diesem Gesetz oder nach 
allgemeinem Verwaltungsrecht ein Rück- 
forderungsanspruch besteht. 

(2) Rückforderungsansprüche des Aus- 
gleichsfonds können mit allen Ausgleichs- 
leistungen, ausgenommen laufende Zah- 
lungen an Kriegsschadenrente {§§ 261 ff.) 
und an Ausbildungshilfe (§ 302) verrech- 
net werden; soweit der Rückforderungs- 
anspruch offensichtlich durch einen An- 
spruch auf Hauptentschädigung gedeckt 
ist, ist mit diesem zu verrechnen. § 290 
bleibt unberührt. 

(3) Für das Verfahren gilt § 343 Abs. 1 
und 2 entsprechend. 

§ 350 b 
Vollstreckung 

(1) Auf öffentlich-rechtliche Geldforde- 
rungen des Ausgleichsfonds finden die 
Vorschriften des Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetzes vom 27. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 157) Anwendung. 
Den Leistungsbescheid nach § 3 Abs. 2 
und die Vollstreckungsanordnung nach 
§ 3 Abs. 4 des Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetzes erläßt der Leiter des Ausgleichs- 
amts. Hinsichtlich des Rechtsbehelfs gegen 
den Leistungsbescheid gilt § 343 Abs. ’3 
entsprechend. 

(2) Vollstreckungsbehörden im Sinne 
des § 4 des Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetzes sind, sofern die Länder keine an- 
deren Behörden bestimmen, die Verwal- 
tungen der Stadt- und Landkreise. 


§ 350 c 

Bevorzugte Berücksichtigung 
bei der Vergabe von Aufträgen 

Wohnraumhilfedarlehen und Aufbau- 
darlehen für den Wohnungsbau sollen den 
Bauherren unter der Auflage gegeben wer- 
den, daß sie bei der Vergabe von Aufträ- 
gen für die geförderten Bauvorhaben Ver- 
triebene, Kriegssachgeschädigte und So- 
wjetzonenflüchtlinge (§ 301 Abs. 1 Satz 2) 
bevorzugt berücksichtigen.“ 

62. In § 358 wird folgende Nr. 2 neu einge- 
fügt; die bisherigen Nr. 2 bis 5 werden 
Nr. 3 bis 6: 

„2. Anstelle der in § 359 Abs. 2 geforder- 
ten fünf Dauerarbeitsplätze genügen 
in Berlin (West) drei Dauerarbeits- 
plätze.“ 

63. § 359 erhält folgende Fassung: 

„§ 359 

Nichtberücksichtigung von Schäden und 
Verlusten; Rückerstattungsfälle 

(1) Schäden und Verluste an Vermö- 
gensgegenständen, die in Ausnutzung von 
Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft erworben worden sind, 
können weder einen Anspruch auf Aus- 
gleichsleistungen begründen noch bei Fest- 
setzung der Vermögensabgabe berücksich- 
tigt werden. Das Nähere wird durch 
Rechtsverordnung bestimmt. 

(2) Die Gewährung von Ausgleichs- 
leistungen und die Ermäßigung der Ver- 
mögensabgabe in denjenigen Fällen, In 
denen Wirtschaftsgüter In der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 im 
Sinne der Rückerstattungsgesetze entzo- 
gen worden sind, wird durch Rechtsver- 
ordnung entsprechend den Grundsätzen 
idieses Gesetzes geregelt. Hierbei kann 
zugunsten von Personen, die Verfolgungs- 
maßnahmen In den Vertreibungsgebieten 
ausgesetzt waren, die Vertriebenenelgen- 
schaft unterstellt und von den Voraus- 
setzungen des § 230 abgesehen werden.“ 

Artikel II 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) in der Fassung der 
dazu ergangenen Änderungsgesetze wird wie 
folgt geändert: 
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L An § 3 werden folgende Absätze 9 und 10 
angefügt: 

„(9) Als Geldeinlage bei einem Geld- 
institut mit Sitz im Vertreibungsgebiet 
(Absatz 3 Nr. 2) gilt auch eine Geldeinlage 
bei einer Haupt- oder Zweigniederlassung 
eines Geldinstituts, die sich im Bereich 
einer von der Oder-Neiße-Linle durch- 
schnittenen Gemeinde befand. 

(10) Als Anteil an einer Gesellschaft 
oder Genossenschaft mit Sitz im Vertrei- 
bungsgebiet (Absatz 3 Nr. 3) gilt auch der 
Anteil an einer Kapitalgesellschaft oder an 
einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaft, die ihren Sitz im Reichsgebiet nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 
westlich der Oder-Neiße-Linie hatte, 
deren Geschäftsleitung und sämtliche Be- 
triebstätten sich aber im Vertreibungs- 
gebiet befanden." 

2. An § 5 Abs. 1 wird nach einem Semikolon 
angefügt: 

„§ 3 Abs. 9 und 10 gelten sinngemäß". 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Als im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) ent- 
standener Kriegssachschaden gilt auch 
ein durch Kriegsereignisse entstandener 
Schaden an Hausrat, der aus kriegsbe- 
dingten Gründen aus diesen Gebieten 
verlagert worden ist, sofern der Eigen- 
tümer seinen ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) beibehalten hat 
oder als Evakuierter bis zum Wirk- 
samwerden des Bundesevakuierten- 
gesetzes dorthin zurückgekehrt ist 
oder nach Maßgabe des Bundesevaku- 
iertengesetzes zurückkehrt." 

b) In Absatz 2 erhält Nr. 4 folgende 
Fassung: 

„4. Verluste, für die bereits auf Grund 
der Kriegssachschädenverordnung 
vom 30. November 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1547) oder anderer 
Vorschriften Entschädigungszah- 
lungen von mehr als 50 vom Hun- 
dert des nach diesen Vorschriften 
anzuerkennenden Verlustes ge- 
währt worden sind, wobei Ent- 
schädigungszahlungen insoweit 
außer Betracht bleiben, als die 
hieraus wiederbeschafften ent- 


sprechenden Wirtschaftsgüter durch 
Kriegsereignisse erneut verloren- 
gegangen sind". 

c) In Absatz 2 wird Nr. 5 gestrichen; 
Nr. 6 wird Nr. 5. 

d) Absatz 3 wird gestrichen. 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c werden 
vor dem Wort „Abkömmlinge" die 
Worte eingefügt „Ehegatten und". 

b) In Absatz 1 Nr. 2 erhalten die einlei- 
tenden Worte folgende Fassung: 

„2. Der Antragsteller muß am 31. De- 
zember 1952 seinen ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
gehabt haben. Gleichgestellt ist, 
wer am 31. Dezember 1950 seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) gehabt hat oder wer 
seit Eintritt des Schadens und vor 
dem 31. Dezember 1952 min- 
destens ein Jahr seinen ständigen 
Aufenthalt in diesen Gebieten ge- 
habt hat und in das Ausland ausge- 
wandert ist. Liegen die Voraus- 
setzungen der Sätze 1 und 2 nicht 
vor, so kann die Feststellung eines 
Vertreibungsschadens nur beantra- 
gen, wer . . . ." 

c) In Absatz 1 Nr. 2 wird Buchstabe a 
gestrichen; die Buchstaben b bis d wer- 
den Buchstaben a bis c. 

d) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c (neu) 
sowie im Schlußsatz werden jeweils die 
Worte „31. Dezember 1950“ durch 
die Worte „31. Dezember 1952" 
ersetzt. 

e) In Absatz 2 werden hinter den Wor- 
ten „interniert oder" die Worte ein- 
gefügt „im Anschluß an die Kriegs- 
gefangenschaft“. 

f) Absatz 3 wird durch die folgenden 
Absätze 3 und 4 ersetzt: 

„(3) Ist der Geschädigte als Kriegs- 
gefangener oder Internierter im Sinne 
des Helmkehrergesetzes oder als ein 
im Anschluß an die Kriegsgefangen- 
schaft in einem Zwangsarbeitsver- 
hältnis Festgehaltener in fremdem 
Gewahrsam verstorben, so können 
seine Erben die Feststellung des Ver- 
treibungsschadens beantragen, sofern 
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sie in ihrer Person die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllen. 

(4) Ist derjenige, der nach Absatz 1 
oder 3 die Feststellung eines Vertrei- 
bungsschadens beantragen kann, nach 
dem 31. März 1952 verstorben, so 
geht das Recht der Antragstellung 
nach den allgemeinen Grundsätzen de:^ 
Erbrechts auf die Erben über.“ 

5. In § 10 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften des § 9 Abs. 2 
bis 4 gelten sinngemäß.“ 

6. Hinter § 11 wird folgender § 11a ein- 
gefügt: 

4 11 a 

Nichtberücksichtigung von Schäden und 
Verlusten; Rückerstattungsfälle 

(1) Schäden und Verluste an Vermö- 
gensgegenständen, die in Ausnutzung von 
Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft erworben worden sind, 
werden nicht festgestellt. Das Nähere 
wird durch Rechtsverordnung bestimmt. 

(2) Die Feststellung von Schäden und 
Verlusten an Wirtschaftsgütern, die in der 
Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 
1945 im Sinne der Rückerstattungsgesetze 
entzogen worden sind, wird durch Rechts- 
verordnung entsprechend den Grund- 
sätzen dieses Gesetzes geregelt. Hierbei 
kann die Feststellung des Verlustes des 
gewährten Kaufpreises zugelassen werden. 
Zugunsten von Personen, die Verfol- 
gungsmaßnahmen in den Vertreibungs- 
gebieren ausgesetzt waren, kann die Ver- 
triebeneneigenschaft unterstellt und von 
den Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 Nr. 2 
abgesehen werden.“ 

7. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Satz wird angefügt: 

„Soweit für einzelne Gebiete Umsatz- 
steuerumrechnungssätze für den 
15. März 1945 nicht festgesetzt wor- 
den sind, sind 'der Umrechnung in 
Reichsmark zu Grunde zu legen 

1. für Gebiete, die in den Jahren 1938 
bis 1945 in das Deutsche Reich ein- 
gegliedert oder unter deutsche Ver- 
waltung gestellt worden sind, die 
für diese Gebiete durch Verordnung 
bestimmten Umrechnungssätze, 

2. für die übrigen Gebiete die Um- 
rechnungssätze, die sich aus dem 


Durchschnitt der für das Kalender- 
jahr 1939 bekanntgegebenen Um- 
satzsteuerumrechnungssätze erge- 
ben.“ 

b) Der bisherige Wortlaut mit der vor- 
stehenden Ergänzung wird Absatz 1. 
Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Durch Rechtsverordnung kön- 
nen für Währungen, deren Kaufkraft 
in ihrem Verhältnis zur Kaufkraft der 
Reichsmark erheblich größer war als 
dies in den nach Absatz 1 maßgeben- 
den Umrechnungssätzen zum Aus- 
druck kommt, Zuschläge zu diesen 
Umrechnungssätzen festgelegt wer- 
den“. 

8. Hinter § 37 wird folgender § 37 a ein- 
gefügt: 

„§ 37 a 

Bescheid unter Vorbehalt 

(1) Der Feststellungsbescheid oder der 
Feststellungsteilbescheid kann in vollem 
Umfang oder hinsichtlich bestimmter Teile 
unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der 
Änderung oder der Rücknahme erlassen 
werden, wenn der Antragsteller an der 
alsbaldigen Erteilung eines solchen Be- 
scheids ein berechtigtes Interesse hat. Vor- 
aussetzung ist, daß der Schaden dem 
Grunde nach glaubhaft gemacht, eine Be- 
rechnung der genauen Höhe des Schadens 
oder der festzustellenden Verbindlichkei- 
ten aber noch nicht möglich ist und daher 
der Bescheid ohne Vorbehalt noch nicht 
erlassen werden kann. Aus dem Bescheid 
müssen sich Inhalt und Ausmaß des Vor- 
behalts ergeben. Ist die Ungewißheit be- 
seitigt, so ist dem Antragsteller insoweit 
ein abschließender Bescheid zu erteilen. 

(2) Unberührt bleiben 'die Vorschriften 
dieses Gesetzes und die Grundsätze des 
allgemeinen Verwaltungsrechts, nach 
denen Bescheide ohne ausdrücklichen Vor- 
behalt geändert, zurückgenommen oder 
sonst aufgehoben werden können.“ 

9. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die in § 11 a, § 16 Abs. 8, § 20 
Abs. 2, § 24 Abs. 1 und § 28 Abs. 2 
vorgesehenen Rechtsverordnungen 
zu erlassen;“ 

b) In Nr. 2 Buchstabe c werden zwischen 
den Worten „Grundbesitzes“ und 
„nur“ die Worte eingefügt „oder des 
Bet rieb svermögen s “ . 
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c) Der bisherige Wortlaut mit den vor- 
stehenden Änderungen wird Absatz h 
Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Durdi Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 kann die Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen auf 
den Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts weiter übertragen werden; der 
Präsident des Bundesausgleichsamts 
bedarf zum Erlaß solcher Rechtsver- 
ordnungen nicht der Zustimmung des 
Bundesrats.“ 

10. In § 44 Nr. 3 erhält Satz 1 der Einfügung 
(Satz 2 des § 13 Abs. 1 der Berliner 
Fassung) folgende Fassung: 

„Für Grundstücke, die bei der Ermittlung 
des der Vermögensabgabe unterliegenden 
Vermögens mit einem nach der Verord- 
nung über die Behandlung von Grund- 
besitz in Berlin (West) bei den Lasten- 
ausgleichsabgaben vom 28. Juni 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 158) bemessenen 
Wert angesetzt worden sind, ist der Scha- 
densberechnung auf Antrag anstelle des 
für den 1. April 1949 geltenden Einheits- 
werts dieser Wert zu Grunde zu legen; 
für nicht unter Halbsatz 1 fallende 
Grundstücke, bei denen Grundsteuer- 
billigkeitsermäßigungen wegen Wertmin- 
derung für das Kalenderjahr 1948 gewährt 
worden sind, ist auf Antrag der diesen zu 
Grunde gelegte Wert anzusetzen.“ 

Artikel III 

Änderung des Gesetzes über einen Währungs- 
ausgleich für Sparguthaben Vertriebener 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 
1952 {Bundesgesetzbl. I S. 213) in der Fassung 
der dazu ergangenen Änderungsgesetze wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 erhalten Satz 1 und 2 
die folgende Fassung: 

„Sie muß am 31. Dezember 1952 Ihren 
ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder In Ber- 
lin (West) gehabt haben. Gleichgestellt 
ist, wer am 31. Dezember 1949 oder 
am 31. Dezember 1950 seinen ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 


gehabt hat oder wer nach dem Verlust 
des Sparguthabens, aber vor dem 
31. Dezember 1952 mindestens ein Jahr 
seinen ständigen Aufenthalt in diesen 
Gebieten gehabt hat und In das Aus- 
land ausgewandert ist.“ 

b) In Absatz 1 Nr. 3 werden die einleiten- 
den Worte des Satzes 3 wie folgt 
gefaßt: 

„Wer die Voraussetzungen der Sätze 1 
und 2 nicht erfüllt, kann Entschädigung 
nur beanspruchen, wenn er “. 

c) In Absatz 1 Nr. 3 Satz 3 wird Buch- 
stabe a gestrichen; die Buchstaben b 
bis d werden Buchstaben a bis c. 

d) In Absatz 1 Nr. 3 letzter Satz treten 
an die Stelle der Worte „31. Dezember 
1950“ die Worte „31. Dezember 1952“. 

2. An § 3 Abs. 2 werden die folgenden Sätze 
angefügt: 

„Kann der Geschädigte den Reichsmark- 
nennbetrag des am 1. Januar 1940 beste- 
henden Sparguthabens nicht nachweisen, ist 
von dem Stand der Spareinlage zu dem- 
jenigen späteren, dem 1. Januar 1940 
nächstgelegenen und vor dem 1. Januar 
1945 liegenden Zeitpunkt auszugehen, für 
den die Höhe der Spareinlage nachgewiesen 
werden kann, sofern dies für ihn günstiger 
ist. Hierbei ist die Spareinlage nur mit dem 
bei Anwendung der Tabelle nach der An- 
lage zu diesem Gesetz sich ergebenden Teil- 
betrag anzusetzen. Satz 3 gilt nicht, wenn 
das Sparguthaben offenslchtlldi am 1. Ja- 
nuar 1940 noch nicht bestanden hat.“ 

3. An § 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Hat der Antragsteller zwischen dem 
31. Dezember 1950 und dem 31. Dezember 
1952 seinen ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) genommen, muß der Antrag 
bis zum 31. Dezember 1955 eingereicht 
werden.“ 

4. An § 8 Abs. 2 Nr. 1 wird nach einem 
Semikolon angefügt: 

„hierbei können, soweit der Anspruch 
nicht auf Grund anderer Unterlagen fest- 
gestellt werden kann, auch Vermögens- 
anmeldungen nach Artikel II des Gesetzes 
Nr. 53 — Devisenbewirtsdiaftung — der 
Militärregierung (Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland Amerikanische Zone 
Ausgabe A vom 1. Juni 1946 S. 36) und 
der für die britische und französische Be- 
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Satzungszone sowie für Berlin (W^st) er- 
gangenen entsprechenden Vorschriften als 
Beweismittel zugelassen werden.“ 

5. Dem Gesetz wird die folgende Anlage bei- 
gefügt: 

Anlage 

Berechnung der Höhe der Spareinlage am 

1. Januar 1940 bei nach diesem Zeitpunkt 
nachgewiesenen Spareinlagen 

Zeitpunkt, auf den die Hundertsatz, mit 

Spareinlage nachgewie- dem die nachge- 

sen ist wiesene Sparein- 

lage anzusetzen 
ist 


bis 31. Dezember 1940 

75 

bis 31. Dezember 1941 

60 

bis 31. Dezember 1942 

40 

bis 31. Dezember 1943 

33 V; 

bis 31. Dezember 1944 

25 

Artikel IV 



Änderung des Altsparergesetzes 

Das Altsparergesetz vom 14. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 495) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 13 wird hinter Satz 1 der folgende 
Satz 2 eingefügt; der bisherige Satz 2 wird 
Satz 3: 

„Sofern idiese andere Sparanlage ein privat- 
rechtlicher Anspruch im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 6 war, muß dieser Anspruch 
am 1. Januar 1940 auf einem Grundstück 
im Währungsgebiet der Reichsmark ge- 
sichert gewesen sein.“ 

2. An § 18 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Zinsen aus festverzinslichen Schuld- 
verschreibungen, die zur Erfüllung der Ent- 
schädigungsansprüche ausgegeben worden 
sinid, unterliegen nicht den Steuern vom 
Einkommen und Ertrag.“ 

3. § 24 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Durch Rechtsverordnung kann Nä- 
heres über die Anspruchsberedhtigung in 
Zweifelsfällen und über das Verfahren in 
Rückerstattungsfällen bestimmt werden.“ 


4. § 27 erhält folgende Fassung: 

„'S 27 

Sondervorschriften für Berlin (West), aus 
dem Vertreibungsgebiet verlagerte Geld- 
institute und für Geldinstitute mit beson- 
deren Kriegsschäden 

(1) Soweit die in Berlin (West) geltenden 
Vorschriften zur Neuordnung des Geld- 
wesens von den im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geltenden Bestimmungen 
abweichen, können für Berlin (West) die 
Vorschriften des § 7 Abs. 2, ides Dritten 
Abschnittes und des § 23 Abs. 2 durch 
Rechtsverordnung entsprechend geändert 
oder ergänzt werden. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann die 
Anerkennung von Spareinlagen bei nach 
der 35. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesctz aus :den Vertreibungsge- 
bieten verlagerten Geldinstituten oder bei 
anderen Geldinstituten im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, deren Unterlagen in erheb- 
lichem Umfang idurch Kriegseinwiirkung 
vcrlorengegangen sind, als Altsparanlage 
auch dann zugelassen werden, wenn der 
Nachweis, daß die Spareinlage • schon bei 
Beginn ides 1. Januar 1940 bestanden hat, 
dem Grunde nach nicht geführt werden 
kann.“ 


Artikel V 

Sonstige und Überleitungsvorschriften 

'§ 1 

Wird der Antrag auf Gewährung von 
Kriegsschadenrente bis zum 31. Dezember 
1955 gestellt, wird Kriegsschadenrente ab- 
weichend von § 287 des Lastenausgleichsgeset- 
zes bei Vorliegen der sonstigen Vorausset- 
zungen in folgenden Fällen rückwirkend ge- 
währt: 

1. bei Personen, die auf Grund dieses Geset- 
zes zur Geltendmachung von Schäden erst- 
malig berechtigt sind, mit Wirkung vom 
1. April 1952 ab, 

2. bei Personen, die wegen Überschreitens des 
Einkommenshöchstbetrages nach § 267 des 
Lastenausgleichsgesetzes Unterhaltshilfe bis- 
her nicht erhalten konnten, mit Wirkung 
vom 1. Juli 1954 ab, 

3. bei Personen, die wegen Überschreitens aes 
Einkommenshöchstbetrages nach § 279 des 
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Lastenausgleidisgesetzes Entschädigungs- 
rente bisher nicht erhalten konnten, mit 
Wirkung vom 1. April 1952 ab, 
frühestens jedoch von dem Ersten des Monats 
ab, in dem die Voraussetzungen für die Ge- 
währung von Kriegsschadenrente eingetreten 
sind. 

§ 2 

Soweit Leistungen aus dem Härtefonds 
(§ 301 LAG) an Personen gewährt worden 
sind, die nach dem Lastenausgleichsgesetz in 
der Fassung dieses Gesetzes Schäden geltend 
machen können, gilt folgendes: 

1. Beihilfen zum Lebensunterhalt gelten als 
Unterhaltshilfeleistungen und werden auf 
die Unterhaltshilfe angerechnet; § 273 
Abs, 2 Satz 1 und § 278 Abs. 2 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes sind auf diese Leiistungen 
anzuwenden. 

2. Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat gel- 
ten als Leistungen tder Hausrathilfe nach 
§ 297 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes. 

3. Aus dem Härtefonds gewährte Aufbaudar- 
lehen gelten für die Anwendung des § 258 
des Lastenausgleichsgesetzes als Aufbaudar- 
lehen nach § 254 des Lastenausgleichs- 
gesetzes. 

§ 3 

(1) Das Gesetz über die Gewährung von 
Vorschußzahlungen an Empfänger von Un- 
terhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
vom 13. November 1954 (BundesgesetzbL I 
S. 341) tritt mit idem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes außer Kraft. Die Vorschußzahlungen 
werden auf die Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz oder auf die Beihilfen 
zum Lebensunterhalt angerechnet. 

(2) Soweit die Leistungen nach dem in Ab- 
satz 1 erwähnten Gesetz auf die Unterhalts- 
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz anzu- 
rechnen sind, gehören sie zu dem Jahresauf- 
wand für Unterhaltshilfe im Sinne des § 6 
Abs. 3 Satz 2 des Lastenausgleichsgesetzes in 
der vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung (§ 6 Abs. 2 Satz 2 in der 
Fassung dieses Gesetzes). 

S 4 

Soweit bis zum Ende des Monats, in dem 
dieses Gesetz verkündet wird, auf Grund der 
bisher geltenden Vorschriften laufende Lei- 
stungen mit einem höheren Betrage, als sie 
nach diesem Gesetz zu gewähren sein wür- 
den, gewährt worden sind, findet eine Rück- 
forderung zuviel bezahlter Beträge nicht statt. 


§ 5 

Bei der Anwendung des § 6 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes in der vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
sind Beträge, die auf Grund der vorzeitigen 
Ablösung von Lastenausgleichsabgaben auf- 
kommen, mit je 5 vom Hundert als Aufkom- 
men des Ablösungsjahres und und der 19 fol- 
genden Rechnungsjahre anzusetzen. 

Artikel VI 
Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel VII 

Inkrafttreten 

Die Vorschriften dieses Gesetzes treten 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Soweit durch dieses Gesetz Vorsdiriften be- 
stehender Gesetze geändert werden, treten 
die Änderungsvorschriften mit Wirkung vom 
Inkrafttreten des geänderten Gesetzes in 
Kraft; ausgenommen sind die folgenden Vor- 
schriften, die in Kraft treten: 

l.in Artikel I 

a) Nr. 1 (§ 6 LAG) mit Wirkung vom 
1. April 1955, 

b) Nr. 12 (§ 232 LAG) mit Wirkung vom 
1. Juli 1953, 

c) Nr. 29 Buchstabe a (§ 267 Abs. 1 LAG) 
mit Wirkung vom 1. Juli 1954, 

d) Nr. 29 Buchstabe b (§ 267 Abs. 2 
Nr. 2 a LAG), 

Nr. 29 Budistabe d (§ 267 Abs. 2 
Nr. 2 d LAG) und 

Nr. 29 Buchstabe e (§ 267 Abs. 2 Nr. 5 
LAG) ^ 

mit Wirkung vom 1. Januar 1955, 

e) Nr. 29 Buchstabe f (§ 267 Abs. 2 Nr. 6 
LAG) mit Wirkung vom 1. April 1955, 

f) Nr. 30 (§ 269 LAG) mit Wirkung vom 
1. Juli 1954, 

g) Nr. 33 Buchstabe b (§ 274 Abs. 2 LAG) 
mit Wirkung vom 1. April 1955, 
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h) Nr. 34 Budistabe b (§ 275 Abs. 1 zwei- 
ter Halbsatz LAG) mit Wirkung vom 

1. Juli 1954, 

i) Nr. 35 (5 276 LAG), 

Nr. 47 (§ 292 Abs. 3 und 4 LAG), 
Nr. 49 (§ 298 LAG), 

Nr. 50 (§ 301 LAG), 

Nr. 51 (§ 314 LAG), 

Nr. 52 Budistabe a (§ 323 Abs. 1 LAG), 


Nr. 60 (§ 348 Abs. 2 LAG) sowie 
Nr. 62 (§ 358 Nr. 2 LAG) mit Wir- 
kung vom 1. April 1955, 

2. in Artikel V 

§ 5 mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes (§ 375), 

3. die übrigen Vorschriften des Artikels V 
mit Wirkung vom Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes. 
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